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Der Heimatdienft 


Zur Befreiung der zweiten Zone. 


Wenn heute die Herzen im Rheinlande höher ſchlagen und 
die Freude ſich ergeht, daß wiederum ein Stück der teuren 
Heimaterde befreit wird und uneingeſchränkt ſein Leben und 
feinen Verkehr mit dem Reiche wieder aufnehmen kann, dann 
ziemt es fih wohl, Rückſchau und Dorfchau zu halten. Rück ⸗ 
ſchau auf die Zeit und die Politik, die uns nicht nur heute 
die Befreiung der zweiten Jone von der Beſatzung feiern läßt, 
ſondern in unſerer Freude bereits jene noch viel größere mit⸗ 
ſchwingen läßt über die in einigen Monaten zu erwartende 
endgültige Befreiung des geſamten Gebietes. Dorfhau, 
aber nicht nur auf die unmittelbar vor uns ſich erhebenden 
ungeheuren und verantwortungsſchweren Aufgaben, die den 
Auftakt für jene baldige Geſamträumung bilden, ſondern auch 
auf die großen aufbauenden Arbeiten an Staat und Volk, die 
dann unbedingt folgen müſſen. 

Wenn die zweite Jone zum vertragsmäßigen Termin, ja 
noch einige Wochen früher als dem 10. Januar 1950 geräumt 
wird, fo darf man vielleicht in dieſem Zuſammenhange an 
die Schwierigkeiten erinnern, die ſeinerzeit noch mit der Räu⸗ 
mung der erſten Sone verknüpft waren, die bekanntlich ja 
erſt im Januar 1926, alſo ein Jahr nach der vertragsmäßigen 
Friſt, erfolgte. Wenn damals der Abzug der Befatzunzs⸗ 
truppen mit ſolchem Jubel begrüßt wurde, ſo geſchah dies 
wohl auch deshalb, weil damit auch nach außen eine Zeit zu 
Ende ging, die in Deutſchlands Geſchichte zu den ſchwerſten 
gehört, die unſer Volk je erlitten hat. Manches iſt ſeitdem 
anders geworden. 

Das deutſche Volk iſt einen Weg gegangen, der es 1924 
nach London, 1925 nach Locarno, 1926 nach Genf und 1929 
nach dem Haag führte. Meilenſteine der deutſchen Politik. 
Nicht einfach war dieſer Weg und gewiß nicht frei von 
mancherlei Enttäuſchungen. Und doch wird jeder heute zu⸗ 
geben müſſen, daß vor zehn Jahren keiner zu hoffen wagte, 
daß Deutſchland fo ſchnell wieder eine geachtete Stellung in 
der Welt einnehmen würde. 

Die Locarnopolitik, von der das deutſche Volk die vor⸗ 
zeitige Befreiung des beſetzten Gebietes erwartete, war zeit⸗ 
weiſe nahe daran, von weiten Kreiſen unſeres Volkes als ein 
Fiasko empfunden zu werden, da jene erwartete Rückwirkung 
ausblieb. Es war ſchwer, ſich damit abfinden zu ſollen, daß 
unſer Einſatz in dem großen politiſchen Spiele um die Be⸗ 
friedung Europas, der das Gelingen ja eigentlich erſt ermög⸗ 
lichte, ſich nicht anders, poſitiver auswirken ſollte als nur in 
der Schaffung einer neuen Atmoſphäre des 
Vertrauens, an die zu glauben uns nicht immer leicht 
gemacht wurde. Hatten wir doch gehofft, daß nach dem Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages von Locarno, der den Franzoſen Erſatz 
gab für die ihnen in Derfailles. von den Amerikanern und 
Engländern verſprochenen Garantieverträge, kein Raum mehr 
bleiben würde für eine Fortdauer der Beſetzung. 

Wie oft hat die deutſche Regierung, hat das deutſche 
Volk im Hinweis auf die durch Locarno widerſinnig gewor⸗ 
dene Beſatzung die Käumung als Deutſchlands moraliſchen 
Anſpruch und im Hinweis auf die Londoner Konferenz des 
Jahres 1924, die die vorläufige Regelung unſerer Repara- 
tionsleiſtungen gebracht hatte, als vertragliches Recht ge⸗ 
fordert. Erneut und beſonders eindringlich auf der Sep⸗ 
tembertagung des Völkerbundes im Jahre 1928. Man kennt 
die Reſolution vom 16. September 1928, durch die Deutſch⸗ 
lands Anſpruch auf frühere Räumung von der endgül⸗ 
tigen Regelung der Reparationsfrage abhängig gemacht 
wurde. 

Im Doung-Plan liegt dem deutſchen Volke nun⸗ 
mehr diefe endgültige Regelung feiner künftigen Zahlungs» 
leiſtungen vor. Daß ſie außerordentlich ſchwer ſind, weiß das 
ganze Dolf. Daß nur durch ihre Annahme das beſetzte Gebiet 
ganz befreit würde, kann leider keinem Sweifel unterliegen. 
Die franzöſiſche Regierung hat erſt jüngſt durch den Mund 
ihres Außenminiſters unzweideutig vor aller Welt im Par- 
lament erklärt, daß die Räumungsfrage mit der Repara- 
tionsfrage aufs engſte zuſammenhänge, ja daß ſie ſogar mit 
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keiner anderen Frage, z. B. der Sicherheitsfrage, 
verknüpft werden dürfe, wie das franzöſiſche Politiker, 
namentlich der Rechten, bekanntlich immer wieder und trotz 
Locarno gerne tun möchten. Es liegt kein Grund zu der An⸗ 
nahme vor, daß die franzöſiſche Regierung nicht gewillt wäre, 
an der im Auguſt d. J. im Haag getroffenen Vereinbarung 
feſtzuhalten. 

Dieſe Vereinbarung, die in einer Note der Beſatzungs⸗ 
mächte an die deutſche Regierung vom 30. Auguſt 1929 
niedergelegt iſt, lautet: 

„Im Verlaufe der Arbeiten der politiſchen Kommiſſion 
der Haager Konferenz find die drei Beſatzungsmächte iber- 
eingekommen, die Räumung des Rheinlandes während des 
Monats September unter den in den anliegenden Noten 
feſtgeſetzten Bedingungen zu beginnen. Die Zurückziehung 
der belgiſchen und britiſchen Truppen wird innerhalb einer 
Friſt von drei Monaten, gerechnet vom Beginn der Räu⸗ 
mungsoperationen, vollſtändig durchgeführt ſein. Die fran⸗ 
zöſiſchen Truppen werden die zweite Jone innerhalb der- 
ſelben Friſt räumen. Die Räumung der dritten Zone durch 
die franzöſiſchen Truppen wird unmittelbar nach der Rati- 
fikation des Voung⸗Planes durch das deutſche und fran- 
zöſiſche Parlament und der Ingangſetzung dieſes Planes 
beginnen. Die Räumung wird ohne Unterbrechung und ſo 
ſchnell durchgeführt werden, wie es die natürlichen Bedin⸗ 
gungen erlauben; ſie wird in jedem Falle ſpäteſtens in 
einem Zeitraum von acht Monaten, der fich jedoch nicht über 
das Ende des Monats Juni 1950 hinaus erſtrecken darf, 
beendet werden.“ 


In der großen Debatte über auswärtige Politik in der 
franzöſiſchen Kammer vom 7. und 8. November d. J. hat 
der Miniſterpräſident Tardieu den verſchiedenen Deutungen 
ein Ende bereitet, die den Räumungstermin als nicht un⸗ 
bedingt feſtſtehend oder als abhängig betrachten wollten von 
Maßnahmen, deren Durchführung nicht dem Wollen der deut⸗ 
ſchen Regierung unterliegt. Offiziell wurde feſtgeſtellt, was 
unter Inkraftſetzung und Ingangſetzung des Noung-Planes, 
die die Vorausſetzung der Räumung zum 50. Juni 1950 find, 
zu verſtehen ift, nämlich die Ratifizierung der Haager Ab- 
kommen durch die Parlamente, Einbringung und Annahme 
der notwendigen Ausführungsgeſetze durch den Deutſchen 
Reichstag, Gründung der Internationalen Fahlungsbank und 
Übergabe der deutſchen Schuldverſchreibungen. Noch in den 
letzten Tagen hat Briand im Kammerausſchuß für auswärtige 
Politik erklärt, daß an keine Verzögerung über den 30. Juni 
hinaus gedacht wird, auch wenn die Katifizierungen nicht im 
November, wie urſprünglich wohl angenommen wurde, haben 
ſtattfinden können. 

Da die Annahme des Voung⸗Planes als Vorausſetzung 
für die frühere Befreiung des Rheinlandes die Übernahme 
ganz ungeheurer Laſten auf Jahrzehnte bedeutet, erwächſt uns 
die Pflicht, Sorge dafür zu tragen, daß der deutſche Boden 
auch für alle Zukunft von der Gefahr der Beſetzung befreit 
bleibt. Briand hat in ſeiner Kammerrede vom 8. November 
darauf hingewieſen, daß in allen Fragen der Beſetzung, d. h. 
den Fragen, die mit Artikel 428, 429 und 450 zuſammen⸗ 
hängen, die Beſatzungsmächte nur ſolidariſch vorgehen dürfen. 
Hier ſcheint noch Klarheit erwünſcht, damit die Möglichkeit 
einer Politik des Druckes für immer beſeitigt wird und der 
Weg frei wird für eine freudige Mitarbeit des deutſchen 
Volkes an den großen Aufgaben des Friedens und der An⸗ 
näherung der Völker. 

Daneben müſſen wir uns auch jetzt ſchon der großen Auf- 
gaben bewußt ſein, die nach der äußeren Befreiung für uns 
im Inneren entſtehen werden. Daran gemeinſam mit unſeren 
befreiten Brüdern aus ganzer Kraft und mit heißem glühenden 
Kerzen, im Geiſte der Volksgemeinſchaft zu arbeiten, und fo 
das Werk, das nicht zuletzt und unvergeßlich an den Namen 
Streſemann geknüpft iſt, zu vollenden, ſoll unſer aller Wunſch 
in dieſer Stunde ſein. 


Der Heimatdienſt 
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Der Arſprung des Volksbegehrens. 


Die politiſche Praxis in der Schweiz — dem Vorbild der deutſchen Verfaſſungsbeſtimmung. 
Don miniſterialrat Hans Goslar, Leiter der Preſſeſtelle des Preußiſchen Staatsminiſteriums. 


Diele Tauſende von Deutfchen haben fich in dieſen Wochen zum 
erſten Male gründlicher mit den verfaſſungsrechtlichen Beſtimmungen 
über Volksbegehren und Volksentſcheid befaßt. Sie lernten die Be- 
dingungen kennen, unter denen überhaupt ein Volksbegehren in 
Gang geſetzt werden konnte, und lernten darüber hinaus einen ein⸗ 
fachen Volksentſcheid von einem jolchen zu unterſcheiden, der auf die 
Abänderung eines Teils der Verfaſſung hinausgeht und infolgedeſſen 
noch viel weitergehende zahlenmäßige Vorausſetzungen erfüllen muß 
(Artikel 76). - Nur wenige aber von denen, die im der Hitze des 
politiſchen Tageskampfes zu dieſem Studium kamen, gingen wohl 
jo weit, einmal zu unterfuchen, woher dieje verfaſſungsgeſetzlichen 
Beſtimmungen über Volksbegehren und Volksentſcheid, die der alten 
deutſchen Reichsverfafjung von 1871 unbekannt waren, eigentlich 
als gedankliches Gut ſtammen, aus welchem politiſchen Entwicklungs 
kreis fie ihren Weg in die Weimarer Reichsverfaſſung gefunden 
haben. Wenn auch der erſte Verfaſſungsentwurf von Preuß 
nichts davon enthielt, ſo handelt doch die Nationalverſammlung in 
der Erkenntnis, damit nicht etwa fremdes und dem Deutſchen nicht 
eigentümliches Kulturgut zu übernehmen, ſondern aus einer politi⸗ 
ſchen Entwicklung abzuleiten, die von uralten deutſchen Ge- 
dankengängen und Traditionen ausging. Die Übernahme in das 
deutſche Derfaffungsrecht bedeutete ſomit das Wiedereinmünden von 
Vorſtellungen und Übungen aus dem germaniſchen Kulturkreis in 
das neue deutſche Recht; ein Beiſpiel kulturhiſtoriſcher und 
politiſcher Wechſelwirkung alfo, das um ſo intereſſanter ift, als ja 
die Schweiz, rein politiſch geſehen, ſchon ſeit dem Weſtfäliſchen 
Frieden von der deutſchen Schickſalsgemeinſchaft abgetrennt worden 
ift (was fie aber bekanntlich nicht gehindert hat, ihr Recht frei 
von jeder Aufnahme römiſch⸗rechtlicher Begriffe und Inſtitutionen 
vor allem | der Grundlage altdeutſchen Rechtes weiterzu⸗ 
entwickeln). 


Das Schweizer Bundesrecht, alſo das Staatsrecht des 
„Bundes“, kennt das, was wir „Volksbegehren“ und „Entſcheid 
nennen und was es als Initiative bezeichnet, noch nicht lange. 
Die Eigenart der ſchweizeriſchen Entwicklung über den Staatenbund 
zum Bündesſtaat mit erft mehr „repräfentativer“, dann immer mehr 
mit dem Syſtem der „reinen“ Demokratie brachte es mit fih, daß die 
demokratiſchen Inſtitutionen zuerſt im engeren Heimatbezirk, im 
Einzelftaat (Kanton) aus alter Praxis im kleinen erwuchſen. 
Die ſchweizeriſche Bundesverfaſſung von 1847 kannte noch keine 
Initiative und kein Geſetzesreferendum, als in vielen Kantonen 
dieſe Einrichtungen ſchon lange zur politiſchen Praxis gehörten. 
Schrittweiſe mußte das Terrain erſt von den demokratiſchen Kan⸗ 
tonen innerhalb des „Bundes“ erobert werden. Die Bundesver⸗ 
faſſung von 1874, die heute noch in Geltung ift, übernahm endlich 
nach dem Vorbild der Kantone wenigſtens die ſogenannte Ver⸗ 
faſſungsinitiative, das heißt die Möglichkeit, Teile der 
Herfaſſung oder die geſamte Derfafjung (Total, rejp. Partialreviſton) 
auf dem Wege einer „Volksanregung“ (Initiative) zu ändern. Nicht 
übernommen wurde dagegen die ſogenannte Geſetzesinitia ⸗ 
tive der Kantone, das heißt hier die Möglichkeit, den Erlaß 
oder die Aufhebung eines Bundesgeſetzes durch Volksanregung 
zu fördern. ernommen wurde nur em Artikel 89) die Beſtim⸗ 
mung, daß Bundesgeſetze ſowie allgemein verbindliche Bundes- 
beſchlüſſe, die nicht dringlicher Natur find, außerhalb der Herbei⸗ 
führung der Fuſtimmung der aus Nationalrat und Ständerat zu- 
ſammengeſetzten Bundes verſammlung auch noch dem Volk 
zur Annahme oder Verwerfung eferendum vorgelegt 
werden, wenn es von 50000 ſtimmberechtigten Schweizerbürgern 
oder von acht Kantonen verlangt wird. Das gleiche gilt für Staats⸗ 
verträge mit dem Ausland, welche unbefriſtet oder für eine Dauer 
von mehr als 15 Jahren abgeſchloſſen worden ſind. 


Die Beſtimmungen über die Total- oder Partialreviſion der Der- 
faſſung finden fih in den Artikeln 11s bis 125 der Bundesver- 
fassung Die Totalreviſion kann ſowohl vom Nationalrat 
oder Ständerat, wie auch von 50 000 ſtimmberechtigten Schweizer⸗ 
bürgern (bei heute etwa 1,05 Millionen Stimmberechtigten — die 
Frauen haben kein politiſches Stimmrecht) beantragt werden. 
Ergibt die Volksabſtimmung ein Ja, fo muß die Neuwahl 
der geſamten Bundesverſammlung vollzogen werden; die neue Der- 
ſammlung muß dann die Totalreviſion „an die Gand nehmen“, Die 
Partialreviſion kann ſowohl durch die „Volks, 
anregung“ (Initiative), d. h. durch ein von 50000 ſtimm⸗ 
berechtigten Schweizerbürgern geſtelltes Begehren auf Erlaß, Auf- 
hebung oder Abänderung beſtimmter Artikel der Bundesverfaſſung 
in Form einer allgemeinen Anregung oder des ausgearbeiteten 
Entwurfs, wie auch durch Bundesgeſetzgebung vorgenom- 
men werden. $ 


Handelt es fih um eineTeilabänderung (Partialreviſion) 
der Derfaſſung, jo kommt ſowohl die Initiative (Dolks⸗ 
anregung) in Frage wie auch der Weg der Bundesgeſetzgebung. Uns 
951 hier allein die „Initiative“, die etwa unſerem 
Doltsbegehren und Volksentſcheid entſpricht. Sie 
braucht das von 50 000 ſtimmberechtigten Bürgern geſtellte „Bes 
gehren“ auf Erlaß, Abänderung oder Aufhebung beſtimmter Artikel 
der Bundesverfaſſung. Dabei können dem Begehren ſowohl eine 
allgemeine Anregung wie auch ein ausgearbeiteter 
Entwurf zugrunde gelegt werden. Stimmen nun die beiden 
Häuſer der Bundesverſammlung dem Begehren zu, ſo laufen die 
Dinge verſchieden, je nachdem eine allgemeine Anregung oder ein 
Entwurf vorgelegt worden war. Im erſten Fall arbeitet die 
Bundesverſammlung die Anregung zu einem regulären Entwurf im 
Sinne der „Initiative“ aus und legt ihn dann dem Volke und 
den „Ständen“ l(identiſch mit den Einzelſtaaten⸗Kantonen) zur 
Annahme oder Verwerfung vor. Stimmt die Bundesverſammlung 
indes nicht zu, fo ijt die Frage der Partialreviſion dem Volke zur 
Abſtimmung zu unterbreiten (unfer Entſcheid). Stimmt dann das 
Volk mit „Ja“ (einfache Mehrheit), ſo nimmt die Bundesverfamm- 
lung die Reviſion im Sinne des Volksbeſchluſſes „an die Hand“. — 
Im anderen Fall, beim Vorliegen eines ausgearbeiteten Entwurfs, 
Bann die Bundesverſammlung, falls fie dem Begehren nicht zu⸗ 
ſtimmt, einen eigenen Entwurf ausarbeiten oder die Ver ⸗ 
werfung des Dorſchlages beantragen und ihren Entwurf oder 
Verwerfungsantrag gleichzeitig mit dem Jnitiativbegehren der Ab- 
ſtimmung des Volkes oder der Stände unterbreiten. Es werden 
dann einfach den Stimmberechtigten die zwei Fragen zur Abſtim⸗ 
mung vorgelegt: 

„Wollt Ihr den Revifionsentwurf der Initianten annehmen d“ 
oder „Wollt Ihr den Keviſionsentwurf der Bundesverſammlung an- 
nehmen?“ 

Als ger gilt derjenige Entwurf, der die Mehrheit der 
ſtimmenden Bürger und die Mehrheit der Stände auf ſich vereinigt. 
Das deutſche Verfaſſungsrecht hat diefe Beſtimmungen nicht mit 
übernommen. Wohl kann die deutſche Regierung dem Reichstag 
gleichzeitig mit der Vorlage des Refultates des Volksbegehrens auch 
ihre — in unſerem gor ablehnende — Stellung mitteilen. Der 
Reichstag jedoch hat nicht die Möglichkeit, wenn er, wie vorauszu⸗ 
fehen ift, den Geſetzentwurf des Volksbegehrens ablehnt und dieſer 
Entwurf nun dem Dolksentſcheid unterbreitet wird, feinen Der- 
werfungsbeſchluß nun etwa gleichzeitig mit dem Volksentſcheid dem 
Volke zur Abſtimmung zu unterbreiten. — Die Beſtimmung der 
ſchweizeriſchen Verfaſſung, den Entſcheid von „Volk und Ständen“ 
herbeizuführen, bedeutet übrigens nicht etwa eine zweimalige Ent- 
ſcheidung, einmal beim Volk und etwa einmal bei den Parlamenten 
(Großräten) oder Regierungen (Regierungsräten) der Kantone. 
Vielmehr gilt das Ergebnis der Volksabſtimmung in jedem Kantone 
als deſſen Standesſtimme. À 

Die Einzelheiten des geſamten 0 werden, wie üblich, 
durch ein Bundesgeſetz, das „Bundesgeſetz über das Verfahren bei 
Volksbegehren und Abſtimmungen betr. Reviſion der Bundesver- 
faſſung“, geregelt. Uns intereſſiert daraus u. a., da verſchiedentlich 
in der 1 Preſſe Klage darüber geführt worden ift, daß ein⸗ 
zelne Einzeichner zum Volksbegehren nicht nur ihre, ſondern auch 
andere Unterſchriften vollzogen haben, daß das Unterzeichnen für 
andere ſtrafrechtlich geahndet wird, und daß Unterſchriften, die 
offenbar von einer und derſelben Hand gezeichnet ſind, ſämtlich als 
ungültig betrachtet werden. 

Über diefe „Verfaſſungsinitiative“ hinaus kennen nun ziemlich 
alle Kantone auch die reine Geſetzesinitiative, die tech⸗ 
niſch am eheſten zu dem augenblicklich in Deutſchland vor fih 
gehenden Volksbegehren und Entſcheid in Parallele zu ſetzen iſt. Die 
Regelung ift naturgemäß bei allen — ſouveränen — Kantonen ver- 
ſchieden. Als Beiſpiel greife ich die Staatsverfaſſung des Kantons 
Bern heraus. Hier wird beſtimmt, daß ein Vorſchlag von 12 000 
Stimmberechtigten (Bern hat etwa 190 000 Stimmberechtigte) einge» 
bracht werden muß, falls es fih um Erlaß, Aufhebung oder Ab- 
änderung eines Geſetzes handelt oder um Aufhebung oder Abände⸗ 
rung eines Ausführungsdekrets des großen Rats (Staatsparlament, 
unſeren Landtagen wergleichbar). 

Auch hier kann für das „Begehren“ die Form der einfachen An- 
regung oder des ausgearbeiteten Entwurfs gewählt werden. Der 
große Rat kann feine Anſicht ſowohl über die einfache Anregung, 
der er nicht beitritt, als auch über den ausgearbeiteten Entwurf den 
Stimmberechtigten in einer „Botſchaft“ zur Kenntnis bringen. 

Die Demokratie, die dieſer Art von Volksinitiative zugrunde 
liegt und die wie Fleiner, der hervorragende Füricher Staatse 
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rechtler ſehr hübſch ſagt, davon ausgeht, daß „die geſetzgeberiſche 
Weisheit nicht in der Volksvertretung konzentriert ſei, ſondern 
gerade fo gut in den weiteren Schichten des Dolkes zu finden fei”, 
reicht über die Kantone heraus, herunter bis in alle Einzel- 
gemeinden. Alle Gemeinden kennen die „Initiative“, durch 
die ein beſtimmter Prozentſatz der Stimmberechtigten — meiſtens 
10 w. HB. — dem Stadtrat rejp. Gemeinderat Vorſchläge einreichen 
kann, über die dann abgeſtimmt werden muß. 

So zieht fich durch das geſamte öffentliche Leben der alten 
ſchweizeriſchen republikaniſchen Demokratie die Inſtitution der 
„Initiative“, die es jederzeit dem Schweizervolk erlaubt, in den 
Kantonen und Gemeinden auf den Erlaß von Geſetzen zu dringen, 
die ein Teil der Bürger für notwendig hält, oder durch Aufhebung 


und Abänderung überalteter Geſetze eine vernünftige Reform vor⸗ 
zunehmen. Uralte politiſche Diſziplin und eine allen Parteien 
— mit Ausnahme nur der Kommuniften — eigene demokratiſche 
Geſinnung verhindern, daß je mit der Handhabung der Volks- 
initiative Zwecke verbunden werden, die der Geſamtheit zum 
Schaden gereichen. Die folide und ernſthafte Art des Schweizers 
ift jedem uferloſen Radifalismus abhold. Und hört man auch ges 
legentlich auf dem flachen Lande, wo Bauernknechte und Land⸗ 
arbeiter in einer aus dem engen Fuſammenleben verſtändlichen Ab⸗ 
hängigkeit von ihrem Arbeitsherrn ſtehen, von Beeinfluſſungsver⸗ 
ſuchen, jo wird man doch vergeblich nach Terrorfällen größeren Uus- 
maßes ſuchen, die den Sinn einer unbeeinflußten demokratiſchen 
Volksinitiative in ihr Gegenteil verkehren. 


Der ſtaats bürgerliche Lichtbilder vortrag. 


Auch gute Redner haben oft ihre Not damit, die Fu- | Arbeitsuchende bei Den 1 
hörer wach und bei Laune zu erhalten. Noch häufiger S 
fällt es ſelbſt dem geübten Redner ſchwer, einem breiten 1921 154855 R 
Publikum anſchaulich zu machen, was dem Stoffe nach ; iS 
oder durch die Kompliziertheit des Zuſtandes ohne primi- 
tive Anſchauungskraft iſt. So iſt es ſchwierig, über eine 
Landſchaft zu reden, ſie zu ſchildern und dem Erleben der 
Zuhörer einzufügen, doppelt ſchwierig, wenn die Ele⸗ 
mente ſolcher Landſchaft noch nicht zum Erlebnisbeſitz 
des Auditoriums gehören. Noch ausſichtsloſer erweiſt 
fit der Verſuch, konſtruktive Gebilde, Statiſtiſches, 
Größenverhältniſſe, die Beziehungen zwiſchen Zeiträumen 
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und beſtimmten ihnen angepaßten, aber doch wechſelnden — 


Unterstumte 
Vollerwerbsiose 


Wirtſchaftserlebniſſen oder ſonſtigen Lebensvorgängen 
nur mit Worten zu ſchildern. Wie kann der Redner, im 
befonderen, wenn er bei feinen Zuhörern nicht allzuviel 
vorausſetzen darf, ſich helfend Die Erfahrung lehrt, daß 
Lichtbilder, die an geeigneter Stelle dem Vortrag ein⸗ 
gefügt werden oder im Zuſammenhang ihm vorangeſchickt 
oder angefügt werden, alle Schwierigkeiten beſeitigen und 
mit einem großen Schlage dem unverſtändlichen Wort zur 
vollen Derſtändlichkeit verhelfen. Es gibt darum heute 
kaum noch Redner, die ehrſüchtig genug ſind, um im 
Lichtbild nur eine Eſelsbrücke zu ſehen. Jeder verſtändige 
Redner, der unterweiſen möchte, der Aufklärung betreibt, 
der redend ein Erzieher, ein Vermittler von Wiſſen, ein 
Organiſator der ihm zuhörenden Gehirne und Willens⸗ 
komplexe iſt, nutzt das Lichtbild, um ſeinen Ausführungen 
Anſchaulichkeit, Klarheit und Nachdruck zu geben. Dies 
alles gilt ganz beſonders für die ſtaatsbürgerliche Er⸗ 
ziehung. Ungezählte Berichte, die der Reichszentrale für 
Heimatdienſt von ihren Rednern ſchon vor Jahren zu- 
gingen, haben immer wieder gezeigt, wie unbedingt er⸗ 
forderlich es iſt, Anſchauungsmaterial für die ſchwie⸗ 
rigen und meiſt ganz abſtrakten ſtaatsbürgerlichen Themen 
zu beſchaffen. Kein Zweifel, daß gerade auf dieſem 
Gebiet oft genug eine einzige graphiſche Darſtellung, ein 
Gebilde aus Linien und Käften, aus Kreifen und 
Punkten, aus Vertikalen, Horizontalen und Diagonalen 
geradezu Wunder wirkt. Es iſt — wenn das Bild auf 
der Leinwand zu ſehen iſt — als wenn der Redner, der 
bisher vergeblich ſich verſtändlich machen wollte, mit 
einem klärenden Griff in den Gehirnen feiner Zuhörer 
die Dorftellungen zurechtrückt und in die gebührende 
Ordnung bringt. Mit einem Male fieht der Zuhörer 
nicht nur das flimmernde Lichtbild, er ſieht in ſich ſelbſt 
und kaum noch vergeßbar die ſchwierigen Tatſachen und 
Suſammenhänge, um die es fih gerade handelt, Die 
Reichszentrale für Heimatdienſt hat darum mit geſtei⸗ 
gertem Eifer, und man darf wohl auch ſagen, mit großer 
Umſicht und mit vielem Geſchick, mit pſychologiſcher Ein« 
dringlichkeit und mit denkender Phantaſie die Fompli« 
zierteſten Themen in Lichtbilder, in graphiſche Dar⸗ 
ſtellungen, in Kurven, in Projektionen, in Statiſtiken 
und Kartographien zugleich aufzulöſen und zu konzen⸗ 
trieren verſtanden. Spezialiſten, pädagogiſch geſchult, und 
begabt, die entſcheidenden Brennpunkte der mannigfachen 
Fragen aufzuspüren, gleichzeitig befähigt, konzentrierte 
ſpezifiſche Löſungen zeichneriſch darzuſtellen, ſind von der 
Reichszentrale für Heimatdienft ausgebildet worden und 
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heute in der Lage, beinahe jedes Thema jo zu bearbeiten, 0 INN 
daß es allgemeinverſtändlich und von jedermann lesbar 
in Lichtbildern vorgeführt, im beſten Sinne des Wortes: 
demonſtriert werden kann, ſinnlich gemacht, der Vor: 
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fagen, daß es kaum irgendein Gebiet der Staatsbürger 
kunde gibt, kein Gebiet der Wirtſchaft, der Außenpolitik, 
der Derfafjung, der Vertragsgeſchichte, der Bevölkerungs⸗ 
politik, der Produktion, des onſums und des Verkehrs, 
kurz: kein lebenswichtiges Gebiet der ſtaatlichen und 
überſtaatlichen Gemeinſamkeit, das nicht von der Licht⸗ 
bildſtelle der Keichszentrale für Heimatdienſt heute im 
beiten Sinne populär, aber zugleich wiſſenſchaftlich ein- 
wandfrei, unter den jeweilig politiſch aktuellen Geſichts⸗ 
winkeln dargeſtellt werden könnte. Der Vorrat an ab» 
geſchloſſenen Bilderreihen, ſogenannten Stodreihen, iſt 
ſchon ſehr groß; er wird alljährlich vermehrt. Die 
Reichszentrale für Heimatdienit läßt keine Gelegenheit 
vorübergehen, um ihren Lichtbildervorrat, den man wohl 
eine pädagogiſche Schatzkammer nennen darf, weiter 
auszubauen. Jedes Thema, ob Reichsverfaſſung, ob 
Friedensvertrag, ob Dawes - Plan, ob Noung ⸗ Plan, ob 
Staatshaushalt oder Siedlungspolitik, wird ſofort in 
Arbeit genommen und auf Lichtbilder filtriert. Zu jeder 
ſolcher Reihe gibt die Reichszentrale für Beimatdienſt 
einen fertigen, leichtverſtändlichen Text heraus, der 
wörtlich benutzt werden kann, der aber auch nur als Leit⸗ 
faden zu dienen braucht, um jo dem Redner, wie indivi- 
duell er auch immer verfahren möchte, zum mindeſten eine 
Art von Dortragsgerlift zu geben. 

Auf ſolche Weiſe, die Lichtbildervorträge der Reichs ⸗ 
zentrale für Heimatdienſt nutzend, können ohne beſondere 
Schwierigkeiten die Volksſchulen, die höheren Schulen, 
die Fachſchulen aller Art, die Berufsorganiſationen, die 
Bünde der Jugendbewegung, die Doltshochfchulen, die 
Bildungsvereine und was es ſonſt an entſprechenden 
Organiſationen geben mag, ihren Schülern, Mitgliedern 
und Gäſten auf bequeme, eindringliche, plaſtiſche und 
immer geſchmackvolle Weiſe ſtaatsbürgerliche Probleme 
jeden Grades, ſelbſt die ſchwierigſten, durch Lichtbilder ⸗ 
vorträge nahebringen. Wobei es ſich von ſelbſt verſteht, 
daß ſämtliche Themen von der klaren Warte des deutſchen 
Intereſſes, frei von parteipolitiſcher Enge, behandelt und 
dargeſtellt ſind. 
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Europäiſches Kohlenproblem und internationales Arbeitsamt. 


Von Dr. Rhode, 


Am 6. Januar 1930 tritt in Genf eine techniſche Vorkonferenz 
zuſammen, um über die Fragen der Arbeitszeit, der Löhne und der 
Arbeitsbedingungen im Steinkohlenbergbau zu beraten. 
wird bei der arojen Fahl der Konferenzen, die jährlich in Genf 

fentlichkeit die Bedeutung gerade dieſer Kon- 
ferenz nicht von vornherein zu erkennen vermögen, und doch ſcheint 


ſtattfinden, die 


ſich mit ihr ein Problem ſeiner 
Löſung zu nähern, das ſeit Jahren 
die europäiſche Wirtſchaft im ſtärk⸗ 
ſtem Maße beſchäftigt. Die wirt⸗ 
ſchaftlichen Auswirkungen des Krieges 
ſind bekannt. Er hatte allen In- 
duſtrien ſchwere Wunden geſchlagen, 
Umorganifationen und neue Abſatz⸗ 
möglichkeiten mußten geſucht werden. 
So ſind denn ſchon bald nach dem 
Kriege, insbeſondere in Europa, 
für einzelne Induſtrien neue Wege 
gefunden worden. Den nationalen 
Abmachungen folgten internationale 
Vereinbarungen. Auf dem Ge- 
biet der Kohle indes iſt bisher 
eine ſolche höhere Wirtſchaftseinheit 
noch nicht zu verzeichnen. Die Gründe 
hierfür find mannigfaltiger Art. 
Einmal ſpielt noch immer die 
deutſche Kohle eine wichtige Rolle als 
Reparations gut, zum anderen fehlt es 
in den wichtigeren kohleerzeugenden 
Ländern Europas an einem ĝu- 


ſammenſchluß der Erzeuger und ebenfo auch an guten Abſatz⸗ 
organiſationen, wie ſie in a ee beitehen. 
Kohleninduſtrie drängt aber zu einer Derjtändigung, und fo hat 
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im Reichsarbeitsminifterium. 


Genf ſtattgefunden, zuletzt am 50. September d. J. 
ſchaftsorganiſation des Völkerbundes hat ſich 
wiegend mit den Wirtſchaftsfragen zu befaſſen, und ſo ſtehen im 
Mittelpunkt ihrer Beratungen die Preisfragen und vor allem das 
ſeit Jahren beſtehende Mißverhältnis zwiſchen Erzeugung und 
Verbrauch im Steinkohlenbergbau. 


Die Wirt- 
naturgemäß vors 


Die Vorſchläge, ein internatio- 
nationales Kohlenamt, in welchem 
die Regierungen, die Erzeuger, die 
Bergarbeiter, der Handel und die 
die Derbraucher vertreten ſein ſollen, 
und ein internationales Kohlen: 
kartell zellen den Erzeugern über 
die Produktion, die Abſatzmärkte und 
die Preiſe zu ſchaffen, ſind bekannt. 
Ob und wie fih diefe Pläne ver- 
wirklichen werden, darüber wird 
eine beſondere Konferenz des Völker ⸗ 
bundes beraten müſſen. Damit iſt 
natürlich das Kohlenproblem in keiner 
weiſe erſchöpft. Gibt es doch gerade 
im Steinkohlenbergbau recht wichtige 
stagen auf der ſozialen Seite, die 
wenigſtens gleichzeitig gelöſt werden 
müſſen, wenn das Kohlenproblem 
in Europa zur Ruhe kommen 
ſoll. Dieſe Erkenntnis hat ſich auch 
in deu Verhandlungen der letzten 
Bolkerbundsverſammlung durchgeſetzt. 
Sie hat am 25. September eine 
Entſchließung angenommen, in der fie 


den Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsants auffordert, 
die Fragen der Arbeitszeit, der Löhne und der Arbeitsbedicgungen 
im Steinkohlenbergbau noch auf die Tagesordnung der Inter 


die Wirtſchaftsorganiſation des Völkerbundes gerade wegen der 
Bedeutung dieſer Schlüſſelinduſtrie die Frage aufgegriffen und 
verſucht nun, fie ihrer Löſung näherzubringen. Vernehmungen von 
Sachverſtändigen auf Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerſeite haben in 


nationalen Arbeitskonferenz von 1950 zu ſetzen, um zu internatio⸗ 
nalen Ubereinkommen über dieſe Fragen zu gelangen. Fugleich 
richtete die Bundes verſammlung an den Verwaltungsrat die Frage, 
ob es nicht zweckmäßig wäre, vor der erwähnten Arbeitskonferenz 
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von 1950 eine techniſche vorbereitende Konferenz zuſammenzu⸗ 
berufen, mit der Aufgabe, die Fragen vorzuprüfen und Vorſchläge 
zu machen. Dieſe Konferenz ſollte aus den kohleerzeugenden 
Ländern Europas beſchickt werden. 

Der Derwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamts hat fih 
auf feiner 46. Tagung im Gktober d. J. in Genf mit dieſer Ent- 
ſchließung befaßt und iſt ihr beigetreten. Er hat beſchloſſen, die 
angeregte Vorkonferenz abzuhalten, und den Direktor des Inter⸗ 
nationalen Arbeitsamts beauftragt, die in Frage kommenden Re- 
gierungen zu dieſer Konferenz auf den 6. Januar 1950 nach Genf 
einzuladen. An der Konferenz find Deutſchland, England, Frank- 
reich, Holland, Belgien, Oſterreich, die Tſchechoſlowakei, Polen und 
Spanien beteiligt. Es iſt wohl anzunehmen, daß alle dieſe Länder 
der Einladung Folge leiſten werden. Jedes Land foll drei Ver ⸗ 
treter, und zwar einen Vertreter der Regierung und je einen -Ders 
treter der Bergwerksbeſitzer und der Bergarbeiter, entſenden. 

Der Anlaß für die Bundesverſammlung, ſich an die Inter⸗ 
nationale Arbeitsorganiſation in dieſer Frage zu wenden, war 
einmal aus Gründen der Fuſtändigkeit, zum anderen auch deshalb 
gegeben, weil ſich das Internationale Arbeitsamt ſchon ſeit Jahren. 
mit den Arbeitsproblemen im Bergbau befaßt hatte. So iſt auf 
Beſchluß feines Verwaltungsrats eine Erhebung über die Arbeits- 
bedingungen im Steinkohlenbergbau für das Jahr 1925 durchgeführt 
und das Ergebnis dieſer Erhebung in einer Veröffentlichung des 
Internationalen Arbeitsamts niedergelegt worden. Als der 
Dölkerbund begann, fih mit den Kohlenproblemen zu befaſſen, griff 
er hierbei auch auf dieſe Erhebung des Internationalen Arbeits- 
amts zurück und veranlaßte dieſes, die Erhebung auf das Jahr 1927 
auszudehnen. Dies iſt auch geſchehen. Der Ausſchuß zur Unter- 
ſuchung der Arbeitsbedingungen im Steinkohlenbergbau, der vom 
Verwaltungsrat aus Anlaß der erwähnten Erhebung für das 
Jahr 1925 gebildet worden war, hat ſich im Mai 1929 mit den 
Ergebniſſen der Erhebung für das Jahr 1927 befaßt und ſich 
hierzu kritiſch geäußert. Das Internationale Arbeitsamt iſt zur 
Feit damit beſchäftigt, das Ergebnis unter Verwertung dieſer 
Kritik zu veröffentlichen. Die Ergebniſſe der Erhebung aus den 
Jahren 1925 und 1927 werden der Konferenz vom 6. Januar 1950 
als Beratungsmaterial vorliegen. Die beiden Erhebungen haben 
ſich u. a. auf die Fragen der Arbeitszeit und Löhne, die in der 
Entſchließung der Bundesverfammlung genannt find, erſtreckt. Bei 
der Arbeitszeit liegt noch ein beſonderes Problem vor, nämlich 
das der einheitlichen Berechnung der Schichtdauer unter Tage. Zur 
Seit iſt in Europa weder eine einheitliche Berechnung noch eine 
einheitliche Dauer der Schichtzeit unter Tage in den verſchiedenen 
Ländern vorhanden, was ſich naturgemäß auch in der Erzeugung 
auswirkt. So berechnet Deutſchland zur Zeit noch die Schichtdauer 
vom Beginn der Einfahrt bis zum Wiederbeginn der Ausfahrt, 
abgeſtellt auf den einzelnen Mann. Nach dem Entwurf des deut⸗ 
ſchen Bergarbeitsgeſetzes ſoll die Berechnung vom Beginn der Ein⸗ 
fahrt bis zur Beendigung der Ausfahrt, auch abgeſtellt auf den ein- 
zelnen Mann, erfolgen. In Frankreich und Belgien wird eben- 
falls die Berechnung auf den einzelnen Mann bzw. den einzelnen 
Korb abgeſtellt, jedoch iſt hier die Einfahrt und die Ausfahrt ein⸗ 
begriffen. Im Gegenſatz hierzu berechnet man in England die 
Schichtdauer nicht auf den einzelnen Mann, ſondern die Untertage⸗ 
belegſchaft, und zwar vom Beginn der Einfahrt des letzten Förder⸗ 
korbes bis zur Beendigung der Ausfahrt des erſten Förderkorbes, 
d. h. die Einfahrt bzw. Ausfahrt wird nicht in die Schichtdauer ein- 
bezogen. Nicht zuletzt die Bergarbeiter haben ein großes Intereſſe 
daran, daß diefe Unterſchiedlichkeit beſeitigt wird. Der Inter⸗ 
nationale Bergarbeiterverband, der im Jahre 1928 in Nimes tagte, 
hat deshalb eine Entſchließung im Sinne einer einheitlichen Be⸗ 
rechnung der Schichtzeit angenommen. Darüber hinaus hat er aber 
verlangt, daß überall die Siebenſtundenſchicht eingeführt wird. 
Bekanntlich ift diefe Schichtdauer bisher nirgends in Übung. Nichts ⸗ 
deſtoweniger kann man annehmen, daß ſich die Konferenz auch mit 


der Frage einer beſonderen Höchſtarbeitszeit im Steinkohlenbergbau 
befaſſen wird. Ob fie allerdings hierbei ein internationales Hber- 
einkommen vorſchlagen wird, wie man es bei der einheitlichen 
Berechnung der Schichtdauer erwarten kann, ift eine offene Frage. 
In der Lohnfrage könnte es ſich im weſentlichen darum handeln, 
die Vereinheitlichung der Lohnmethoden zu prüfen. Unter dem 
Sammelbegriff „Arbeitsbedingungen“ dürften Fragen aus der 
Gewerbehygiene, dem Unfallſchutz, der Sozialverſicherung, die Fragen 
der Frauen- und Kinderarbeit und des bezahlten jährlichen Urlaubs 
zu werftehen fein. Alle diefe Fragen dürften wie die der Lohn- 
methoden wohl kaum als reif für internationale Übereinkommen 
angeſprochen werden können,, und es iſt daher auch kaum zu er⸗ 
warten, daß die Konferenz hier ſchon dazu kommen wird, ſolche 
Vorſchläge zu machen. 

Das find die wichtigſten Fragen, mit denen fih die Dor- 
konferenz vom 6. Januar und die Allgemeine Konferenz des 
Jahres 1950, die am 10. Juni 1950 in Genf beginnt, beſchäftigen 
wird, ſofern die Vorkonferenz zu pofitiven Ergebniſſen kommt und 
der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamts ihre An⸗ 
regungen billigt. 

Soweit die Tatſachen. Aus ihnen ergeben ſich indes auch 
einige formale Fragen, die in dieſem Zufammenhang geſtreift 
werden müſſen. Die Konferenz vom 6. Januar wird fih aus Der- 
tretern europäiſcher Länder zuſammenſetzen, d. h. ein großer Teil 
der europäiſchen Derbrauchsländer und die außereuropäiſchen 
Staaten, die Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganiſation 
ſind, ſind an der Konferenz unmittelbar nicht beteiligt. Bis zu 
einem gewiſſen Grade find die Derbrauchsländer an der Konferenz 
inſofern beteiligt worden, als der Verwaltungsrat drei feiner Mit- 
glieder unter dieſem Geſichtspunkt delegiert hat, um die Arbeiten 
der Konferenz zu verfolgen. Deſſenungeachtet bleibt aber die Tat- 
ſache beſtehen, daß man in der Internationalen Arbeitsorganiſation 
die alten Bahnen verläßt und offenbar zu Übereinkommen gelangen 
will, die fih lediglich auf einen beſtimmten Kreis von Mitglieds 
ſtaaten in ihrer Durchführung beſchränken ſollen. Wie ſich dieſes 
neue Verfahren auf die Verhandlungen der Arbeitskonferenz von 
1950, wo alle Mitgliedſtaaten gleichberechtigt vertreten find, aus ⸗ 
wirken wird, wird abzuwarten bleiben. Die Verhandlungen der 
Dorfonferenz entſprechen dem in der Internationalen Arbeits» 
organifation üblichen Verfahren der erſten Beratung, die Verhand- 
lungen der Allgemeinen Konferenz von 1950 der zweiten Beratung. 
Man wird erwarten dürfen, daß die Allgemeine Konferenz von 1950 
die Derhandlungsergebnifje der Be reſpektiert, und man 
hat deshalb auch bereits auf die Möglichkeit von Sonderüberein- 
kommen hingewieſen, die der Vertrag von Derfailles unter gewiſſen 
Bedingungen zuläßt. Der neue Verſuch erſcheint jedenfalls für 
ähnlich begrenzte ſozialpolitiſche Fragen recht beachtlich, ganz ab- 
geſehen davon, daß ſich hierdurch Möglichkeiten für einen engeren 
ſozialpolitiſchen Zuſammenſchluß der europäiſchen Länder bieten. 

Was die Ergebniſſe der Vorkonferenz anlangt, jo können diefe 
die Geſtalt von Entſchließungen annehmen, ſie können aber ebenſo 
auch ſchon in die Form von Dorentwürfen zu internationalen 
Übereinkommen gekleidet werden, wie ſie das Internationale 
Arbeitsamt bei der zweiten Beratung eines Gegenſtandes der 
Konferenz vorlegt. der Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamts hat jedenfalls hierin der Konferenz volle Freiheit ges 
laſſen. Damit bleibt ſein Recht der endgültigen Entſcheidung jedoch 
unberührt, wobei allerdings zu berückſichtigen iſt, daß ſich auf der 
Vorkonferenz und im Verwaltungsrat ungefähr die gleichen Mehr⸗ 
heiten bilden könnten. 

Nach dem Geſagten braucht nicht eigens betont zu werden, daß 
Deutſchland auch ein ganz beſonderes Intereſſe an der Konferenz 
am 6. Januar hat; ſteht doch zu hoffen, daß der Anfang gemacht 
wird, zunächſt die ſoziale Seite des Kohlenproblems einer end⸗ 
gültigen Löſung näherzubringen, um den Weg auch für wirtſchaft⸗ 


liche Vereinbarungen zu erleichtern. 


Zehn Jahre Reichsſiedlungsgeſetz. 


Von dipl. oec. Friedrich Ebeling, Berlin. 


Am 11. Auguſt 1919 wurde von der Deutſchen National- 
verſammlung das Reichsſiedlungsgeſetz angenommen und damit zum 
Ausdruck gebracht, daß die deutſche Republik auf reichsgeſetzlicher 
Grundlage eine volkswirtſchalllich und ſozial vertretbare Derteilung 
des Grund und Boderz herbeizuführen gewillt ift. Niemand dachte 
daran, den Graz grundbeſitz nach dem muſter der „Agrarreform“ 
öftlicher nd ſüdöſtlicher Staaten radikal zu beſeitigen. Wohl aber 
war eine geſunde und gerechte Mifchung der Beſitzgrößenverhältniſſe 
notwendig, die beſonders in öſtlichen Gebieten des Reiches aus hier 
nicht näher zu erörternden Gründen mehr und mehr verloren- 
gegangen war. Zu dieſem Zweck ſieht das Geſetz die Umwandlung 
eines Drittels des geſamten Großgrundbeſitzes einſchließlich der 
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Domänen in Siedlerftellen vor. Es war ein erfreuliches Zeichen 
für die Erkenntnis, wie notwendig die Schaffung eines kräftigen 
Bauernſtandes iſt, daß an der geſetzlichen Regelung alle politiſchen 
Parteien fördernd mitarbeiteten. Der Schöpfer des Geſetzes war 
Geh. Reg.⸗Rat Prof. Sering, als erſter Sachkenner des Sied⸗ 
lungsweſens wie kein anderer berufen, auf den Ideen des Dors 
8 der Oſtſiedlung, des Regierungspräſidenten Friedrich 
v. Schwerin, weiterzubauen. Das Geſetz wurde damals mit 
Recht die „magna charta der inneren Koloniſation“ 
enannt; es erfüllte feine Väter mit der Hoffnung, in einem 

enſchenalter ein großzügiges Werk zu errichten. Prof. Sering 
glaubte, daß es mit Hilfe des Geſetzes möglich ſein würde, jährlich 
wenigſtens 10 000 neue Siedlerſtellen zuſchaffen. — Es iſt an dieſer 
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Stelle ſchon wieder ⸗ 
holt über die Gründe 
geſprochen worden, die 
eine tatkräftige Be- 
ſiedlung vornehmlich 
des Gſtens notwen- 
dig machen. Daher 
braucht nur mit we 
nigen Worten auf 
das Wichtigſte hin⸗ 
ewieſen zu werden. 
Sn erſter Linie zwingt 
die wachſende 
Entvölkerung 
gerade dieſer Gebiete 
dazu, einen Menſchen 
wall gegen Often 
zu errichten. Die Er⸗ 
eigniſſe des Jahres 
1919, das Hervor: 
heben des Selbſtbe⸗ 
ſtimmungsrechtes der 
Völker beweiſen, daß 
in unſerer Zeit fried 
lich ſchaffende menſchen i 
die Aufgabe der Landesverteidigung beffer erfüllen als Kanonen und 
seftungen. Nichts kennzeichnet diefe Gedanken treffender als das 
Wort v. Schwerins: „Wer den Boden bearbeitet, beherrſcht ihn auf 
die Dauer.“ Die Bevölkerungsdichte ift aber in der Oſtmark fo ge- 
ring, daß fie in einem ſchreienden widerſpruch zur Übervölkerung 
des geſamten Deutſchen Reiches ſteht. Während im Reichs durch ⸗ 
ſchnitt auf das Quadratkilometer 154 Einwohner entfallen, find es 
in den Kreifen Neidenburg nur 33,8, Deutſch⸗Krone 29,7, Rummels- 
burg 29,5, in der Provinz Oſtpreußen 61, 
in Pommern 62, in der Grenzmark 45. 


ehem preuß? 
polen’ 
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ho Böhmen 125 | Einwohnerzahlen auf 1 qm 


die weit hinter den 1919 gehegten Erwartungen zurüd- 
bleiben, verlieren noch, wenn man fie auf die Größe der 
geſchaffenen Stellen unterfucht. Saft die Hälfte der im 
Reich in der Zeit von 1919 bis 1927 neugeſchaffenen 
Wirtſchaften (10 522 = 47 v. H.) bleiben in ihrer Größe 
unter 2 ha, erreichen alſo nicht einmal den Mindeſtumfang 
einer ſogenannten „ſelbſtändigen Ackernahrung“. Aller- 
dings ift diefe Größenverteilung der Neuſiedlüng in den 
einzelnen Provinzen verſchieden, was ſchließlich durch 
Bodenklaſſe und Lage zu erklären iſt. denn wenn im 
Pyritzer Weizacker 2 ha eine ſelbſtändige Ackernahrung 
ſind, ſo ſind ſie es noch lange nicht in der Grenzmark oder 
in verkehrstechmiſch und klimatiſch ungünſtigen Teilen Oft- 
preußens. Der Anteil der Stellen von mehr als 2 ba be⸗ 
trägt in Oſtpreußen 76,5 v. I). der neugeſchaffenen Sied- 
lungen; in der Grenzmark iſt er mit 98,5 v. H. am höchſten; 
ihr folgt Pommern mit 91,6 v. . Weit jtehen dagegen 
Brandenburg und Niederſchleſien zurück. Es unterliegt 
natürlich keinem Zweifel, daß auch die Neuſchaffung 
kleiner und kleinſter Stellen im Intereſſe der ländlichen 
Siedlung liegt. Denn fie ift das befte Mittel, die Land- 
flucht der Landarbeiterſchaft aufzuhalten. Die von der 
Statiſtik gelieferte Aberficht über die perſönlichen Derhält« 
niſſe der Neufiedler läßt aber befürchten, daß ein großer 
Teil der mit weniger als 2 ha Ausgeſtatteten lands 
wirtſchaftlich weder tätig war noch werden wird. Nur 65,7 v. H. 
der Siedler waren — nach einer überſchläglichen ſtatiſtiſchen Be⸗ 
rechnung für die Feitſpanne 1925 bis 1927 — ſchon vor der Anfied- 
lung in der Landwirtſchaft beſchäftigt, der Reſt entſtammte dem 
Handel und Gewerbe oder ſonſtigen Wirtſchaftszweigen. Auf dieſen 
Teil wird vermutlich das Gros der Zwergſtellen entfallen. 

Ganz ähnlich liegen die Derhältniffe bei der Anliegerſiedlung, 
der vor allem die Aufgabe obliegt, allzu kleine Stellen wenigſtens 
auf eine ſelbſtändige Ackernahrung zu ver- 
rößern. Auch bier ift der Zweck im 


g 
Durchſchnitt der Jahre 1919 bis 1927 nicht 


Jenſeits der Grenze aber kommen auf 


I qkm in weichſelpolen 99, in Preußiſch⸗ 
Polen 75 und in Böhmen 125 Einwohner. 
Dort herrſcht aljo Bepölkerungsüberdruck, 
dem diesſeits durch volkleeren Raum nad- 
gegeben wird. Nach den Erfahrungen der 
Geopolitik muß ſich dieſe Situation um⸗ 
er in einen ſlawiſchen Wanderdruck, vor 
deſſen ſozialen, kulturellen und wirtſchaft⸗ 
lichen Folgen hier ſchon bei Erörterung 
des deutſchen Bevölkerungsproblems aus 
der berufenen Feder des Gberreg. Rats 
Dr. Burgdörfer gewarnt worden ift. 

Im engen Fuſammenhange damit fteht 
die rieſengroße Schicht der landloſen 
Berufslandwirte. Nachgeborene Bauern⸗ 
ſöhne, landwirtſchaftliche Beamte, die 
infolge der Berufsüberfüllung keine un- 
ſtellung finden, Tondwirtfchaftliche Beſitzer, die ihr Eigentum und 
durch die Ungunſt der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ihre Exiſtenz 
verloren haben, möchten gern mit dem Pflug über Eigenland 
ſchreiten. Aber es fehlt ihnen an dem nötigen Kapital 
zum Ankauf und zur Betriebsführung. Diefe wert» 
vollen Kräfte liegen in den großen Städten brach und vers 
mehren in ihrer Unzufriedenheit den Kadikalismus rechts und links. 
Ein großer Teil von ihnen geht dem deutſchen Volkstum durch 
Auswanderung gänzlich verloren. Laut „Wirtſchaft und 
Statiſtik“ verließen im Jahre 1928 12 611 Angehörige landwirt⸗ 
ſchaftlicher Berufe das Vaterland, in dem kein Raum für fie ift. 
Das find faſt ein viertel aller Auswanderer nach Überſee. 

chließlich fei auch der Notwendigkeit der Produktions ⸗ 
ſteigerung durch Neuerrichtung von Bauern ⸗ 
ftellen gedacht. Unzweifelhaft werden lebensfähige Siedlungen, 
d. h. wirkliche Bauerngüter mit ausgewähltem Siedlermaterial, in 
der Erzeugung von Brotgetreide und Futtermitteln nicht hinter den 
Großgütern zurückbleiben. Im allgemeinen aber ijt der Klein- und 
Mittel beſitz in der Erzeugung von Fleiſch, Milch, Butter, Eiern, 
Gemüfe und Obf dem Großbeſitz überlegen. Ein Blick in die 
Außenhandelsſtatiſtik zeigt, daß gerade diefe Produktionszweige er- 
— Förderung erheiſchen, ſoll der Einfuhrüberſchuß herabgedrückt 
werden. 

Das waren im weſentlichen die Gründe, die zur Schaffung des 
Reichsſiedlungsgeſetzes Anlaß gaben. Sie gelten auch heute noch. 
Trotzdem iſt mit Bedauern Eee daß die einſtigen Hoff- 
nungen auf das Reichsſiedlungsgeſetz bisher nicht erfüllt worden 
find. Das Statiſtiſche Reichsamt hat vor kurzem die Sted- 
lungsergebniſſe von 1919 bis 1927, das Preußifche Stà- 
tiſtiſche gandesamt zugleich auch für 1928 veröffentlicht. Danach 
ſind ſeit Beſtehen des Geſetzes rund 26 000 neue Siedlerſtellen auf 
rund 260 000 ha errichtet worden. Dazu treten rund 58 000 Klein; 
ſtellen, die durch Landzugabe vergrößert worden find. Dieſe Siffern, 


— 8 erfüllt worden. 79,5 v. H. der Stellen, die 
765% ſchon vorher kleiner als I ha waren, er⸗ 
rd hielten Landzulagen von weniger als 1 ha. 
Hierfür wird ebenfalls als Urſache an- 
zuſprechen ſein, daß ein großer Prozentſatz 
(59 v. H.) der mit Landzulagen Bedachten 
in anderen als landwirtſchaftlichen Berufen 
tätig iſt. Fiehen wir von den geſchaffenen 
Siedlungen einſchließlich der Anliegerſied⸗ 
lung die Stellen von weniger als 2 ha als 
größtenteils nicht eigentlich landwirtſchaft⸗ 
liche Siedlungen ab, fo bleiben 11 459 neue 
und rund 20 000 Anliegerſiedlungen übrig. 
Die Fläche ift nicht zu berechnen.) — Als 
Stel des Geſetzes wurde die Erhaltung und 
Vermehrung eines kräftigen Bauernſtandes 
ausdrücklich betont. Zu einer lebens⸗ 
fähigen Bauernwirtſchaft gehören aber ſpeziell in den Oft- 
provinzen wenigſtens lo ha oder mehr. In dieſer Beziehung 
iſt die Siedlungstätigkeit im Durchſchnitt der letzten zehn 
Jahre ihrer Aufgabe kaum gerecht geworden. Im ganzen wurden 
nur etwa 10 000 wirkliche Bauernwirtſchaften geſchaffen, 
die aus noch darzulegenden Gründen zu einem großen Teil 
von Flüchtlingen 
aus den abge⸗ 
trennten Gebieten 
erworben wurden. 
Mehr als jede andere 
Siedlungsart dürfte 
aber die Neuſchaf⸗ 
fung von ſelbſtändi⸗ 
gen Bauernwirt⸗ 
oren befonders 
en Vätern des Ge- 
ſetzes am Herzen 
gelegen haben. 
Ehe auf die 
Gründe für den 
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Die Zahl der Familienangehörigen von 
Neusiedliern beträgt durchschnittlich 
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i f den von 1919 bis 1928 geschaffenen 
geringen, Umfang ese 28588885 
keit 5 fel Gesamtfläche wohnen: 


muß noch das 
Ergebnis des 
Jahres 1927 ge⸗ 
ſondert dargelegt 
werden, weil es ſich 
von dem der Por- 
jahre weſentlich 
unterſcheidet. In 
dieſem Jahre iſt die 
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Sahl der Neufiedlungen auf Kultur- wie auf Odland weſentlich 
höher als in den vorangegangenen Jahren. Während im Durch- 
ſchnitt 1919 bis 1926 jährlich 2340 neue Stellen geſchaffen find, 
ift ihre Fahl 1927 auf 5572 geſtiegen. In noch größerem Der- 
hältnis ſteht der Zuwachs der 1927 beſiedelten Fläche gegenüber dem 
Durchſchnitt früherer Jahre. Auf 1919 bis 1926 entfallen durch⸗ 
ſchnittlich etwa 21 500, auf 1927 aber 56 704 ha. Gleiche Der- 
änderungen zeigen die Größenverhältniſſe der neugeſchaffenen Sied⸗ 
lungen. Der Anteil der Größenklaſſen, die als ſelbſtändige 
Bauernwirtſchaften anzufprechen find, ift von 55 auf faſt 50 v. H. 
geſtiegen. 

Ein Beweis dafür, daß dieſe gegenüber den Vorjahren 
ſehr viel günſtigere Entwicklung der Siedlung fortgeſetzt wird, ſind 
die von Preußen für das Jahr 1928 bekanntgegebenen Ziffern. 
Während auf diefes Hauptſiedlungsgebiet 
im Durchſchnitt 1919 bis 1927 jährlich 
rund 2000 Stellen mit je 20 000 ha (1927 
aber 2625 Stellen mit 35444 ha) ent- 
fallen, find 1928 insgeſamt 3555 
Neufiedlungen af einer 
Fläche von 45000 ha entſtanden. 
Einen erfreulichen Fortſchritt auf dem 
Wege zur Bevorzugung der bäuerlichen 
Siedlung bedeutet es, daß Preußen im 
vergangenen Jahre erheblich weniger 
Swergſtellen geſchaffen hat als in den 
Dorjahren. Dagegen haben Neuſiedlungen 


nach der Inflation ebenſo wie alle Deutſchen vor dem Nichts. 
Ihre Beſtände an Grund und Boden waren ohne Kapital nicht zu 
mobiliſieren. Staatliche finanzielle Hilfe ſtand ihnen vor 1927 
kaum zur Verfügung. Erſt ein am 1. Juli 1926 vom Reichstage 
angenommener Antrag, zur Förderung der Siedlung 
fünf Jahre lang je 50 Millionen RM. auszu- 
werfen, wandelte die Derhältniffe zum Beſſeren. Die günſtige 
Auswirkung der Reichshilfe, die durch preußiſche Geſetze betr. die 
Gewährung von Swiſchenkrediten bei Rentengutsgründungen vom 
50. Oktober 1926 und 1. März 1928 wirkſam unterſtützt wurden, 
kommt in der erfreulichen Steigerung der Siedlungstätigkeit in den 
beiden letzten Jahren 1927 und 1928 deutlich zum Ausdruck. Eine 
finanzielle Erleichterung für die Siedler bei der Stellenübernahme 
zeigt fih darin, daß der Anteil der Bar anzahlung an der 
Kaufjumme feit 1926 erheblich geſunken 
iſt. Er betrug für ein großes Berichts⸗ 
gebiet (Preußen, Thüringen und Medlen- 
burg⸗Strelitz) 1924 etwas über 31, 1925 
fogar über 55 v. ĘĄ., ift dagegen 1926 auf 
26 und 1927 gar auf 24,5 v. H. geſunken. 
Ebenſo begrüßenswert dürfte es im all⸗ 
gemeinen ſein, daß Sachwertſchulden ſo 
gut wie ganz ſchwinden und an ihrer 
Stelle Geldrenten- und Bypothekenſchul⸗ 
den an Bedeutung gewinnen. 

Natürlich wäre es wünſchenswert, 
ausgeſucht tüchtigem Siedlungsmaterial 


in der Größe von 4 L A SRSA ohne Kapitalbeſitz, das in Hülle und 
9. 10 s um 5.8 1925 1926 197 Fülle zur Verfügung ſteht, Siedlun⸗ 

10— 20 48 Ale 5 gen ohne jede Anzahlung zu diber- 
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USWan erer m fa] re heuren Aufſchwung nehmen, und zwar 


zugenommen. Entſprechend der vermehr- 
ten Schaffung von mittel- und großbäu⸗ 
erlichen Siedlungsgütern hat ſich natur⸗ 
gemäß auch der Anteil der Siedler er- 
aant, die jhon vor ihrer Anfiedlung im 
dauptberufe Landwirte geweſen find. Don 
den 3555 Neuſiedlern entſtammten 87 
v. H. dem landwirtſchaftlichen Berufe. Die 
durchſchnittliche Familienkopfſtärke der 
Siedler bezifferte ſich auf 4,1, jo daß 1928 
in Preußen insgeſamt 15077 Perſonen 
auf dem Lande anſäſſig gemacht worden 
ſind. Gegenüber den Vorjahren ſtellen 
die Zahlen für 1928 einen beachtens« 
werten Fortſchritt dar. Dieſe aufſtei⸗ 
gende Linie zeigt, daß man trotz zehn⸗ . 
jährigen Beſtehens des Reichsſiedlungsgeſetzes eigentlich erft feit 
1927 von einem Funktionieren des Geſetzes im Sinne der Geſetz⸗ 
geber ſprechen kann. Wo find die Gründe dafür zu ſuchend Wenn- 
gleich das Lieferſoll der im Geſetz vorgeſehenen Landlieferungsver⸗ 
bände ſchon zu 20 v. H. erreicht fein ſollte, jo kann Mangel an Land 
nicht der Grund fein, zumal da im freien Handel Land genug zu ge⸗ 
drückten Preiſen zur Verfügung ſtand. An Siedlern hätte es eben⸗ 
falls nicht gefehlt, wenn nicht der Erwerb einer Siedlung an einen 
nicht unbeträchtlichen Kapitalbeſitz gebunden wäre. 

Die gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften forderten verhält- 
nismäßig ſehr hohe Anzahlungen und ſtatteten die 
Siedlung oft mit unzureichenden Gebäuden und nur mangel- 
haftem lebenden und toten Inventar aus. Daher brauchte der 
Siedler won vornherein noch beträchtliches Betriebskapital, wenn 
er beſtehen wollte. Viele Angriffe ſind damals gegen die 
Geſellſchaften erhoben worden, die aber meiſtenteils ungerecht⸗ 
fertigt waren. Die gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften ſtanden 
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Industrie Land-u Häusl, 
Forstwirt- Dienste, u. Verkehr Beruf Gesundheits: 
schaft Erwerbstäl, 


Ohne feste Stellung 


bei wirklich ſtrengſter Auswahl der 
Tüchtigſten ſicher zum Wohle der Volts- 
geſamtheit. Aber die reale Tatſache der 
Finanznot ift härter als die beſten Wün⸗ 
che. Immerhin beweiſen die Jahre 1922 
nd 1928, daß Reich und Länder auf dem 
richtigen Wege ſind, den Erwerb von 
Siedlerſtellen finanziell weitgehend zu 
erleichtern. Es iſt daher nicht richtig, 
vom Derfagen des Reichsſiedlungsgeſetzes 
ſchlechthin zu ſprechen; man kann höch⸗ 
ſtens bedauern, daß feine finanzielle 
Durchführung erſt ſehr ſpät möglich ward. 
Daß es ſeine ſegensreiche Wirkung nicht 
verfehlt hat, beweiſen die Geſamtzahlen 
der dem Lande erhaltenen oder neus 
zugeführten Perſonen. Nach „Wirtſchaft und Statiſtik“ hatte jeder 
Neuſiedler im Durchſchnitt 3,5 Familienangehörige, in den Oſt⸗ 
provinzen fogar 4, jo daß jede Siedlung 4,5 Perfonen beherbergt. 
Mit den von 1919 bis 1928 geſchaffenen rund 26 000 Neufiedler- 
ſtellen werden alſo insgeſamt rund 120 000 Perſonen auf dem Lande 
feſtgehalten. Das 1928 eingeſchlagene Tempo angenommen, würde 
ſich ihre Fahl in den nächſten zehn Jahren bei gleicher Familien⸗ 
kopfſtärke, aber ohne die auf den Siedlungen ſelbſt Neugeborenen, 
auf rund 500 000 erhöhen. Trotzdem dürfen wir uns auch mit den 
Ergebniſſen der letzten beiden Jahre nicht begnügen. Wir wiſſen, 
daß die Landflucht und auch die Auswanderung ein Vielfaches der 
auf dem Lande ſeßhaft Gemachten von der Scholle loslöſt. Nicht nur 
dieſe Zahlen auszugleichen, ſondern dem Lande einen Bevölkerungs⸗ 
gewinn zuzuführen, iſt der Sinn der Siedlung. Die ſchönen Erfolge 
der letzten Jahre ermutigen uns zu dem Vertrauen, daß das Reihs- 
ſiedlungsgeſetz mit ſeinen fördernden Ergänzungsgeſetzen je länger 
je mehr dieſem Ziele nahekommen wird. 
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Handel Ohne Verwaltg, 


; U. Berufs wesen, freie 
angabe Berufe 


Die Wiener Werlfkätte / von Reiğstunjwart Dr. €. Redolos. 


Zur Eröffnung ihrer neuen Ausftellungseäume in Berlin. 


Wenn es wahr ijt, daß Polarität der geiftigen Kräfte ein 
Grundziel unferer Zeit darſtellt, müſſen wir uns über die auss 
gleichende Gegenſätzlichkeit, die auf dem Gebiet der Kunft zwiſchen 
Wien und Berlin beſteht, beſonders freuen. — 

Dem heutigen Berlin ſind Modern und Techniſch faſt ſchon 
identiſche Begriffe geworden. Es ringt darum, die Einheit von 
Kunft und Technik in einer Formgeſtaltung auf allen Gebieten 
zum Ausdruck zu bringen, der wegbereitende Bedeutung zugeſprochen 
werden darf. 

Wien aber vermeidet die Nachteile eines modernen Puritanis- 
mus, welche dieſer Weg ſo vielfach mit ſich bringt, und ſtellt ihm 
ewige Rechte der Phantaſie und des Schönheitsgefühls entgegen. 
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Der befte Ausdruck für diefe beſondere Bedeutung Öiterreichs 
innerhalb der modernen Kunftbewegung ift die Wiener Werk ⸗ 
ſtät te. 


Mit dem Schaffen der großen Münſtlerperſönlichkeiten Klimt 
und Hoffmann auf das engſte verbunden, ja geradezu. das 
Lebenswerk Joſef Hoffmanns, des großen Geſtalters und Form- 
beherrſchers, darſtellend, bedeutet die Wiener Werkſtätte ein weſent⸗ 
liches Stück zeitgenöſſiſcher Kultur. Durch die gläubige Energie 
von Frau Mäda Primaveſi über alle Krifen der Zeit gerettet, von 
der Ideenkraft Joſef Hoffmanns und der freudigen Mitarbeit all 
der Künftler und Handwerker, die in der Werkſtatt tätig find, 
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Chronik des 


7. November 1919, 


Eine deutsche Note an die franz, Regierung weist 
darauf hin, daß die Heimbeförderung der in ameri- 
kanischer, belgischer und englischer Hand befindlichen 
Kriegsgefangenen seit dem 29. August einen nor- 
malen Verlauf nimmt, während die franz. Regierung den 
deutschen Kriegsgefangenen noch die Freiheit versagt, 


15. November 1919, 


Clemenceau beantwortet die deutsche Note vom 
7. November betr. die Kriegsgefangenen, Er erklärt: 
Die franz. Regierung habe niemals etwas anderes ver- 
sprochen, als die Bestimmungen des Friedensvertrages zu 
erfüllen. Angesichts der planmäßigen Verwüstung Nord- 
frankreichs könne eine Vergünstigung für die deutschen 
Kriegsgefangenen von der französischen öffentlichen Mei- 
nung nicht zugestanden werden. 


18. bis 21. November 1919, 


Ministerialdirekior v. Simson verhandelt in 
Paris ergebnislos über das Protokoll beir. die 
Niederlegung der Ratifikationsurkunden 
(vgl. 3. November). Am 21. reist er nach Berlin zurück, um 
der Reichsregierung zu berichten. 


25. November 1919. 


Eine Note Clemenceaus behauptet, daß durch die 
Abreise der deutschen Sachverständigen die für den 1. De- 
zember vorbereitete Unterzeichnung des Ratifikations- 
protokolls verzögert werde, was geeignet sei, Zweifel an 
der Aufrichtigkeit der Absichten Deutschlands hinsichtlich 
der Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Waffensfill- 
stande und dem Friedensvertrage wachzurufen, 


27. November 1919, 

Eine deutsche Denkschrift über die Versenkung der deut- 
schen Flotte in Scapa Flow bezeichnet als für die Beur- 
teilung der ganzen Frage ausschlaggebend die Tatsache, 
daß die Versenkung der Flotte nicht dem Verhalten der 
deuischen Regierung, sondern dem Verhalten der Alliierten 
zur Last falle. Enigegen den Waffenstillstandsbedingungen 
hätten die Alliierten nicht einmal einen Versuch gemacht, die 
Schiffe in neutralen Häfen zu internieren. Infolge der 
Unterbindung des Verkehrs mit der Heimat habe Admiral 
Reuter zu der Annahme kommen müssen, daß der 
Waffenstillstand am 21. Juni mittags ablaufe, Eine Haftung 
der deuischen Regierung falle von vornherein weg, da 
Admiral Reuter ihrer Befehlsgewalt tatsächlich entzogen 
gewesen sei. Um das Inkraftireten des Versailler Vertrages 
nicht zu verzögern, wird vorgeschlagen, die Frage der Ver- 
senkung dem sländigen Schiedsgerichtshof im Haag zur 
Entscheidung zu unterbreiten. 


1. Dezember 1919, 


Frh. v. Lersner macht dem Obersten Rat der Alli- 
ierten Mitteilungen zur Frage der Ratifizierung. 
1. Die Zweifel an dem gufen Willen Deutschlands sind 
unbegründet, Für die Verzögerung des Inkraftiretens 
des Vertrages ist die deutsche Regierung nicht verani- 
wortlich. Bereits am 16. Juli haben wir ratifiziert, Erst 
am 2. November wurde uns Kenninis gegeben, daß England, 
Frankreich und Italien rafifizierf haben. Diese drei Mächte 
haben sich aber nicht bereit erklärt, den Friedensvertrag 
durch Errichtung eines Ratifikationsproiokolls ohne weiteres 
in Kraft zu setzen, sondern haben hierfür neue schwere Be- 
dingungen gestellt, die in keiner Beziehung zum Friedens- 
verirage siehen. 2. Die deutsche Regierung wünscht nach 
wie vor die schleunige Herstellung des Friedenszustandes. 
3. Ein großer Teil der Bestimmungen des Vertrages sieht 
die Beteiligung Amerikas vor, die von der deutschen öffent- 
lichen Meinung als wirksame Garantie betrachtet wird. Un- 
sere Zustimmung zur Inkrafisekung dieser Bestimmungen 
troß des einstweiligen Fernbleibens Amerikas bildet für uns 
ein Opfer, für das wir ein entsprechendes Enigegenkommen 


Versailler 


Vertrages (Forlsetzung.) 


in erster Linie in der Auslieferungsfrage erwarten können. 
4. Die bedingungslose Unterzeichnung des Ratifikations- 
protokolls muß abgelehnt werden. 5. Unsererseits müssen 
wir Aufnahme einer Bestimmung in das Protokoll fordern, 
wonach die Heimschaffung der Kriegsgefangenen aus 
Frankreich an keine andere Bedingung als die in Art, 221 
bezeichnete (Freilassung aller noch in Deuischland befind- 
lichen feindlichen Kriegsgefangenen) geknüpft werden darf, 


1.Dezember 1919. 

Eine Note der Alliierten erklärt, daß die Bildung 
der „Sicherheitspolizei“, der „Zeitfreiwil- 
ligen“ und der „Einwohnerwehren“ gegen die 
Art. 162 und 178 des Vertrages von Versailles verstoße. Sie 
forderi die unverzügliche Aufhebung dieser Maßnahmen, 


2. Dezember 1919. 


Clemenceau erklärt in einer hochfahrenden, ver- 
lezenden Note, Deutschland habe nur ein Recht auf den 
Beginn der Heimschaffung der Kriegsgefan- 
genen mit dem Tage der Inkraftsetzung des Verirages, 
jede Abweichung hiervon sei eine Vergünstigung. Die Heim- 
sendung sei hinsichtlich der deutschen Gefangenen aus 
Amerika, England und Belgien mehrere Monate lang durch- 
geführt, dann aber unterbrochen worden wegen der Ver- 
letzung, Nichterfüllung und unvollständigen Erfüllung des 
Waffenstillstandes durch Deutschland. Die Note geht dann 
noch auf die Auslieferungsfrage ein und schließt mit den 
Worten: „Solange das deutsche Gewissen nicht, wie die 
ganze Welt, begreift, daß das Unrecht wieder guigemacht 
werden muß und die Verbrecher ihre Sirafe finden müssen, 
darf Deutschland nicht erwarien, daß es in die Gemein- 
schaft der Völker wieder eintreten noch bei den Alliierten 
Verzeihung für seine Vergehungen und Milderung der 
gerechien Friedensbedingungen finden wird.“ 


8. Dezember 1919, 


Clemenceau lehnt in einer Note den deutschen 
Standpunkt in der Frage des Ratifikationsprotokolls in 
allen Punkten schroff ab. Nur hinsichtlich der Ent- 
schädigungsforderungen für die versenkte Flotte stellt 
er eine Prüfung im Geiste der Billigkeit in unbestimmte 
Aussicht. Er schließt: Was den lebten Absak des 
Protokolls anbelange, so werde nach Inkrafttreten des Frie- 
densvertrages die Durchführung der Bestimmungen des Pro- 
tokolls durch die allgemeinen Bestimmungen des Vertrages 
und die üblichen völkerrechtlichen Verfahren garantiert, 
„Bis zur Inkraftseizung des Friedensver- 
tirages erinnern wir zum letzien Male daran, 
daß die Kündigung des Waffenstillstandes 
genügt, um den alliierien Armeen jede Be- 
rechtigung zu militärischen Maßnahmen zu 
verleihen, die als erforderlich erachtet 
werden. In diesem Sinne erwarten wir die 
unverzügliche Unterzeichnung des Proto- 
kolls und die Niedeflegung der Ratifika- 
tionsurkunden.“ 

Eine gleichzeitig überreichte Separainoie über Scapa 
Flow lehnt einen Schiedsspruch ab und schließt mit der 
Forderung, „ohne weiteren Verzug“ das Protokoll zu 
unterzeichnen. 

15. Dezember 1919, 


Die Nationalversammlung nimmt das Gesetz 
über die Verfolgung von Kriegsverbrechen 
undKriegsvergehen an. Nach diesem Geseb ist bei 
Verbrechen oder Vergehen, die ein Deutscher im In- oder 
Ausland während des Krieges gegen feindliche Siaats- 
angehörige oder feindliches Vermögen begangen hat, das 
Reichsgericht erste und letzte Instanz. Der Verlekte oder 
seine Erben dürfen sich dem Verfahren als Nebenkläger an- 
schließen. Der Reichsjustizminisier kann auch andere Per- 
sonen als Nebenkläger zulassen. Das Gesek soll den feind- 
lichen Staaten ermöglichen, in einem Verfahren vor dem 
Reichsgericht die Interessen ihrer Angehörigen zu verireien 
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und dadurch die in Art. 228 des Versailler Vertrages ge- 
forderte Auslieferung der deuischen Kriegsbeschuldigten 
entbehrlich machen. 


15. Dezember 1919, 


In ihrer Antwort auf Clemenceaus Noien vom 8. De- 
zember nimmt die deutsche Regierung davon Kennt- 
nis, daß das im Schlußabsak des Protokolls vorbehaltene 
Recht zu militärischen und sonsiigen Zwangsmaßnahmen 
nur bis zum Inkrafttreten des Friedensvertrages gelten solle. 
Unter diesen Umständen läßt sie ihre Bedenken gegen den 
Schlußabsaß fallen und erhebt auch, abgesehen von den Be- 
stimmungen bezüglich der Versenkung der deutschen Flotte, 
gegen den sonstigen Inhalt des Protokolls keine Ein- 
wendungen mehr. Hinsichtlich Scapa Flow erklärt sie 
sich, um jedes Friedenshindernis wegzuräumen, bereit, 
Schadenersak zu leisten. „Sie ist aber außerstande, den 
Schadenersatz in der im Protokoll vom 1. November vor- 
gesehenen Art zu leisten. Denn eine gewissenhaffe Prü- 
fung hat ergeben, daß die Durchführung der in dem Pro- 
iokoll gestellten Forderungen dem deutschen Wirtschafts- 
leben unheilbaren Schaden zufügen und jede Möglichkeit 
einer Durchführung der übrigen ungeheuren Verpflichtungen 
aus dem Friedensverirage vollends vernichlen würde.“ 


23. Dezember 1919. 


In der Antwort auf die deutsche Note vom 14. Dezember 
bestehen die Alliierten auf der Unterzeichnung 
des Ratifikationsprotokolls „so wie es ist“. 
Eine Ermäßigung der Forderung auf Auslieferung von 
400 000 Schwimmdocks usw. könne nur erfolgen, falls stichhal- 
tige Gründe dies rechfferfigten. — Der Generalsekretär der 
Friedenskonferenz, Dutasta, gibt bei der Überreichung der 
Note an Frhrn. v. Lersner namens des Obersten Rates der 


Alliierten folgende mündliche Erklärung ab: Falls die Er- 
hebungen, auf die sich die Forderung von 400 000 f Schwimm- 
docks usw. stüße, sich tatsächlich als irrtümlich herausstellen 
sollten, solle die Forderung auf rd. 300000 1 herabgesekt 
werden. 

10. Januar 1920. 


Im französischen Ministerium für auswärtige Angelegen- 
heiten unterzeichnen die deutschen Bevollmächtigten 
Ministerialdirektor v. Simson und Frhr. v. Lersner zunächst 
das Protokoll über die Abwicklung der noch 
nicht erfüllten Verpflichtungen aus dem 
Waffenstillstandsverirag und über die Ent- 
schädigung für die bei Scapa Flow ver- 
senktien deuischen Kriegsschiffe, Clemenceau 
übergibt sodann den deutschen Bevollmächtigien eine Note, 
in der die mündlichen Erklärungen des Generalsekretärs der 
Friedenskonferenz vom 23. Dezember 1919 bestätigt werden. 
(Siehe oben 23. Dezember 1919.) Hierauf erfolgt die 
Unterzeichnung des ersten Protokolls über 
die Niederlegung der Ratifikationsurkun- 
den seitens folgender Mächte: Deutschland, Großbritannien, 
Frankreich, Italien, Japan, Belgien, Bolivien, Brasilien, 
Guatemala, Peru, Polen, Siam, Tschechoslowakei und Uru- 
guay. Nachdem alle Bevollmächtigten unterzeichnet haben, 
ergreift Clemenceau das Wort und erklärt, daß nun- 
mehr (4 Uhr 15 nachm.] der Friedensvertrag in Kraft getreten 
sei, und daß die aus ihm sich ergebenden Verpflichtungen 
erfüllt werden müßten. 

Zugleich mit dem Ratifikationsprotokoll werden mehrere 
durch das Inkrafttreten des Versailler Vertrages erforderlich 
gewordene Vereinbarungen über die abgetretenen und die 
Abstimmungsgebiete unterzeichnet. 

Mit dem Tage des Inkraftiretens beginnen die im Ver- 
sailler Vertrage vorgesehenen Fristen zu laufen. 


VIII. Vom Inkrafttreten des Versailler Vertrages 
bis zur Annahme des Londoner Ultimatums 


10. Januar 1920. 


Mit dem Inkrafttreten des Versailler Vertrages werden 
folgende Abiretungen rechtswirksam: 


Einwohner Davon Deutsche 
km | ” (1910) 
Zahl 


p. 
14522] 1874 000 


2.962 200 
po iaa 


Elsaß-Lothringen 
an Frankreich 


Teile von Ost- und West- 
preußen, Posen, Pom- 
mern, Brandenburg und 
Niederschlesien an Polen 


Memelgebiet 
an den Völkerbund 


Hultschiner Land 
an Tschechoslowakei 


Saargebiet auf 15 Jahre 
an den Völkerbund . . 


1922| 651 900 648 200 


10. Januar 1920. 


Herr ‘Tirard, der französische Präsident der interalli- 
ierten Rheinlandkommission (Sitz Koblenz), erläßt 
einen Aufruf an die Bevölkerung der besekten rheinischen 
Gebiete, in dem er verspricht, „die Lasten der Besakung für 
die rheinische Bevölkerung so leicht wie möglich zu ge- 
stalten unter der einzigen Bedingung, daß die deutsche Re- 
gierung sich bemüht, die schuldigen Reparationen an die 
vom Kriege heimgesuchten Völker zu zahlen.“ 
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Gleichzeitig erläßt die Rheinlandkommission eine Anzahl 
von Ordonnanzen (Verordnungen) und Anweisungen, 
die weder mit dem Rheinlandabkommen noch mit dem 
Aufruf vereinbar sind. Eine am gleichen Tage in Paris 
übergebene deutsche Note erhebt feierliche Verwahrung 
gegen die Verordnungen, insbesondere dagegen, daß sie 
der Rheinlandkommission den vertraglichen Vereinbarungen 
zuwider wesentliche Teile der Staatshoheit übertragen, die 
Geltung der deuischen Geseke im besetzten Gebiet von der 
vorherigen Prüfung durch die Rheinlandkommission ab- 
hängig machen, das Recht der Ausweisung vorsehen und 
die Bewegungs- und Betätigungsfreiheit der Bevölkerung 
einschränken. Die Verordnungen vom 10. Januar 1920 
bilden den Grundstock der Hunderte von Ordonnanzen, mit 


denen die Rheinlandkommission in der Folge das besetzte 


Gebiet überschüttet und geknechfef hat. 


16. Januar 1920. 

Der Oberste Rat der Alliierten fordert von Holland 
die Auslieferung des früheren Deutschen 
Kaisers. 

20. Januar 1920. 

Beginn der Heimschaffung der 
gefangenen aus Frankreich. 


23. januar 1920. 
Die holländische Regierung lehnt‘ in einer Note vom 
21. Januar die Auslieferung des früheren Deut- 
schen Kaisers ab, da sie keine andere Pflicht an- 
erkennen könne „als die, welche ihr aus den Geseken des 
Königreichs und der nationalen Tradition erwächst“. 


25. Januar 1920. 


Die deutsche Regierung legt der Friedenskonferenz er- 
neuf die verhängnisvollen Folgen dar, die eine Durchführung 


deutschen Kriegs- 
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der Bestimmungen über die Auslieferung von Deut- 
schen zwecks Aburteilung durch die Feindstaaten 
haben würde. Sie wiederholt ihren Vorschlag, die 
Angelegenheit einer die Interessen der Feindstaaien be- 
friedigenden und für Deutschland erträglichen Lösung da- 
durch zuzuführen, daß gegen die von feindlicher Seite be- 
schuldigten Deutschen auf Grund des Gesekes vom 18. De- 
zember 1919 (s. 13. Dezember 1919) vor dem Reichsgericht 
ein Strafverfahren durchgeführt wird, an dem sich die je- 
weils betroffenen alliierten und assoziierten Regierungen 
unmittelbar beteiligen können. 


3. Februar 1920. 


Der Vorsisende der deutschen Friedensdelegation in 
Paris, Frhr. v. Lersner, weigert sich, die ihm zugestellten 
Auslieferungslisien der deutschen Regierung zu 
übermitteln. Er sendet die Listen an die Friedenskonferenz 
mit der Erklärung zurück, daß kein deuischer Beamter sich 
dazu hergeben würde, in irgendeiner Weise zur Ausführung 
des Auslieferungsbegehrens beizufragen. 


5. Februar 1920. 


Zur Regelung der Geldverbindlichkeiten, die zwischen 
deutschen Staatsangehörigen und Angehörigen der Feind- 
mächte vor Kriegsausbruch und wäh- 
rend des Krieges entstanden sind, 
wird gemäß Art. 296 in Berlin das 
Reichsausgleichsamt errich- 
tet. Die Regelung dieser Verbindlich- 
keiten darf nur durch das Reichsaus- 
gleichsamt und die Ausgleichsämter 
der Feindstaaten, die dem Ausgleichs- 
verfahren beigetreten sind (Großbri- 
tannien, Frankreich, Italien, Belgien, 
Griechenland, Siam, Haiti), erfolgen. 
Dadurch wird dem deuischen Kauf- 
mann die Wiederanknüpfung persön- 
licher Beziehungen zu dem ausländi- 
schen Schuldner oder Gläubiger 
erschwert. Außerdem vermögen die 
Veriragsgegner Deutschlands den 
vollen Beitrag ihrer. privaten Forde- 
rungen in gutem Gelde einzuziehen. 
Die Forderungsüberschüsse zugunsten 
Deutschlands werden nicht bar aus- 
gezahlt, sondern „bis zur völligen 
Bezahlung der den alliierten und 
assoziierten Mächten oder ihren An- 
gehörigen aus Anlaß des Krieges 
geschuldeten Summen einbehalten“ 
und einstweilen dem Reparations- 
konto guigeschrieben. Infolge der 
Markentweriung und der schlechten 
Finanzlage des Reiches sind die An- 
teile, welche die deutschen Gläubiger im Ausgleichsverfahren 
erhalten, so gering, daß das Verfahren für viele auf die 
enischädigungslose Forinahme der Forderung hinausläuft. 


7. Februar 1920. 


Der französische Geschäftsträger in Berlin stellt der 
deutschen Regierung die Auslieferungslisten zu. 
Die Listen enthalten 895 Namen; England stellt 100, Frank- 
reich 334, Belgien 334, Italien 29, Polen 53, Rumänien 41, 
Jugoslawien 4 Auslieferungsbegehren. Angefordert sind fast 
alle deutschen Heerführer und eine große Zahl von Ver- 


waltungsbeamten. 
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10. Februar 1920. 

Eine Nołe des französischen Ministerpräsidenten Mille- 
rand vom 8. Februar behauptet, daß Deutschland . die 
Kohlenlieferungen, zu denen es verpflichtet sei, 
bisher noch nicht vollzogen habe. Da Deuischland sonach 
die Bedingungen des Vertrages nicht geireulich erfüllt habe, 
hätten die Fristen für die Räumung der be- 
setzten Gebiete noch nicht zu laufen be- 
gonnen. „Ferner, wenn Deuischland am 1. März 1920, in 
weiterer absichtlicher Nichterfüllung seiner Verpflichtungen 


Verlust unserer Kolonien 


r, Deutschlands 


1 


953 000 Him #9 


an Frankreich, nicht die noch rückständigen, bereits fälligen 
Lieferungen sowie das volle Februarguantum geliefert hat, 
so wird sich die Regierung der (französischen) Republik 
gezwungen sehen, zu wirtschaftlichen und finanziellen 
Sperr- und Vergeltungsmaßregeln und allgemein zu solchen 
Maßnahmen zu greifen, die sie als durch die Umstände ge- 
boten erachtet, wie das der Vertrag für solche Fälle be- 
sonders vorsieht.“ 


10. Februar 1920. 


in der ersten schleswigschen 
Abstimmungszone: 
Wahlberechtigt . . . . 111191 
Abgegebene Stimmen in 101 642 (91,5 v. H.) 
für Dänemark . s 75431 (74,2 v. H.) 
für Deutschland . 8 25 329 (24,9 v. H.). 
Einzelergebnisse: Sonderburg-Stadt 2601 für Deutsch- 
land, 2067 für Dänemark; Sonderburg-Land 2281 für Deutsch- 
land, 13332 für Dänemark; Apenrade-Stadt 2625 für 
Deutschland, 2124 für Dänemark; Tondern 2503 für Deutsch- 
land, 751 für Dänemark; Hadersleben 3270 für Deutschland, 
5201 für Dänemark. Den Ausschlag für Dänemark gibt das 
platte Land. — Die Abstimmung gibt kein zutreffendes Bild 
der Volksstimmung, da ein sehr großer Teil der Bevölke- 
rung nicht wahlberechligt war. Wahl- 
berechtigt waren alle Personen über 
20 Jahre, die in dem Abstimmungs- 
gebiet geboren sind oder dori schon 
vor dem 1. Januar 1900 ihren Wohnsib 
gehabt haben. Infolgedessen waren 
z. B. von den 15000 Einwohnern Ha- 
derslebens nur 6700, von den 5000 
Einwohnern Tonderns nur 2000 wahl- 
berechtigt. 


Abstimmung 


sgesamti . 


J Einwohner 


11. Februar 1920. 

Die interalliierte- Kommission für 
die Volksabstimmung trifft in Ober- 
schlesien ein und übernimmt 
die Verwaltung des Absiimmungs- 
gebieis. 


17. Februar 1920, 


Der deuischen Regierung wird 
eine vom 13. Februar datierte Note 
des Obersten Rates zur Frage der 
deutschen Kriegsbeschuldigten über- 
reicht. Die Alliierten nehmen Kenninis 
von der Erklärung der deuischen Re- 
gierung, vor dem Reichsgericht ein 
Sirafverfahren gegen alle auf der 
Auslieferungsliste stehenden Deut- 
schen zu eröffnen. Sie behalten sich 
aber vor, die Auslieferung zu fordern, 
falls das Verfahren vor dem Reichsgericht „darauf hinaus- 
läuft, die Schuldigen der gerichtlichen Bestrafung für ihre 
Verbrechen zu entziehen“. 


18. Februar 1920. 


Nach Art. 160 des Versailler Vertrag, darf die Gesamt- 
stärke der .deutschen Truppen am 31. März 1920 nur noch 
100 000 Köpfe betragen. Da dieser Artike] in der Annahme 
entworfen wurde, daß der Versailler Vertrag viel früher 
ratifiziert werden würde, gestattet der Oberste Rai, daß 
die deutschen Streitkräfte bis zum 10. April 1920 auf 200 000 
und erst bis zum 10. Juli 1920 auf 100 000 Köpfe herab- 
gesekt werden. 


\5 Miionen! 5 
> 


26. Februar 1920. 


Die vom Völkerbundsrat bestellte internationale Re- 
gierungskommission für das Saargebiet 
übernimmt die Regierung. 


2. März 1920. 


Um entsprechend dem Versailler Vertrag die deui- 
sche Handelsfloite abliefern zu können, vollzieht der 
Reichsminisier für Wiederaufbau die Enteignung der deui- 
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schen Handelsschiffe über 1600 Brutto-Registertonnen. 
Ablieferung trifft 90 v. H. der deutschen Handelsflotte. 
12. März 1920. 


General Nollet, Vorsikender der Interalliierten Militär- 
Kontrollkommission in Berlin, fordert die Auflösung der 
Einwohnerwehren bis zum 10. April 1920. 


13.—17. März 1920, 


Die 


Kapp-Putsch. 


14. März 1920. 


Volksabstimmung in der zweiłen Zone 
in Nordschleswig. 


Bei 90 v.H. Wahlbeteiligung werden abgegeben: 


für Deutschland 52 724 Stimmen, 
für Dänemark 12806 Stimmen. 


Einzelergebnisse in Flensburg: 
für Deutschland 27 081 Stimmen, 
für Dänemark 8914 Stimmen, 


19. März 1920. 


Die durch den Kapp-Putsch her- 
vorgerufene Erregung unter der Ar~ 
beiterbevölkerung im rheinisch-wesi- 
fälischen Industriegebiet führt zu 
spartakistischen Unruhen 
und heftigen Kämpfen. 


26. März 1920. 


Die deutsche Regierung ersucht 
die französische Regierung um die 
Genehmigung des Einmarsches von 
Reichswehrtruppen in das entmilitari- 
sierte Gebiet zur Niederwerfung des 
Ruhraufstandes. 


28. März 1920. 


Frankreich will die Genehmigung 
zum Einmarsch der Reichswehr nur 
unter der Bedingung geben, daß 
Frankfurt a. M., Homburg, Hanau, 
Darmstadt und Dieburg durch fran- 
zösische Truppen besekt werden. 


29. März 1920. 


Die deuische Regierung macht den Gegenvorschlag, 
daß den Franzosen die Besekung der fünf Städte erlaubt 
werden solle, wenn die Reichswehr aus dem Ruhrgebiet 
innerhalb einer besiimmien Frist nicht zurückgezogen sei. 
Die französische Regierung erklärt sich damit ein- 
verstanden und bezeichnet als Frist zwei oder drei Wochen. 


31. März 1920. 


Ihre bisherige Haltung verlassend, macht die franzö- 
sische Regierung die Genehmigung zum Einmarsch der 
Reichswehr ins Ruhrgebiet von dem Nachweis der un- 
bedingten Notwendigkeit abhängig und erklärt ihrerseits 
den Einmarsch für. unnötig und gefährlich. 


2. April 1920. 
Da die Lage im Ruhrgebiet immer kritischer wird, sieht 
sich die Reichsregierung genötigt, Reichswehr ein- 


marschieren zu lassen. Sie begründet diesen unabweis- 
baren Schritt in einer ausführlichen Note an Frankreich und 
die übrigen Alliierten. 


4. April 1920, 
Die deutsche Regierung führt den Nachweis, daß die 
im enimilitarisierien rechtsrheinischen Gebiet befindlichen 
Truppen in der Kopfzahl den laut Abkommen vom 8, Augusi 
1919 bis zur Herabsekung der Reichswehr auf 100.000 Köpfe 
zugestandenen Umfang nicht übersteigen. 
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6. April 1920. 

Das Einrücken der Reichswehr in das zur entmilitari- 
sierten Rheinlandzone gehörende Ruhrgebiet als Vorwand 
benukend, beseken die Franzosen den Maingau (Frank- 
furt a. M., Darmstadt, Hanau, Dieburg, Homburg). 

Die deutsche Regierung protestiert gegen das fran- 
zösische Vorgehen und erklärt, es könne unmöglich die Ab- 
sicht des Versailler Vertrages gewesen sein, „Deuischland 
zu verhindern, in einem Teil seines Gebietes die Ordnung, 
die durch Räuber- und Mörderbanden auf das Schlimmste 
gestört worden ist, so rasch wie möglich wiederherzu- 
siellen.“ 

8. April 1920, 


Die englische Regierung wendet sich in einer scharfen 
Note gegen das eigenmächlige Vorgehen Frankreichs bei 
der Besekung des Maingaues. 


7. April 1920. 


Mit der Ablieferung des Restes 
der deutschen Kriegsschiffe wird be- 
gonnen. 


20. April 1920. 


Eine deutsche Note an den Ober- 
sten Rat der Alliierten fordert die 
dauernde Beibehaltung des 200000- 
Mann-Heeres. 


17. Mai 1920. 


Nachdem durch 
Kontrolle festgestellt ist, daß die 
deutschen Truppen im enimilitari- 
sierten Gebiet die zulässigen Zahlen 
nicht übersteigen, räumen die franzö- 
sischen Truppen den Maingau. 


französische 


10. Juni 1920. 


Die Verminderung des deutschen 
Heeres auf 200000 Mann ist durch- 
geführt. 


15. Juni 1920. 


Der Präsident der Friedenskonfe- 
renz Millerand übersendet der deut- 
schen Friedensdelegation die ami- 
liche Mitteilung der neuen deutsch-dänischen Grenze. Die 
von der Botschafterkonferenz auf Grund der Abstimmung 
fesigesebste Grenze entspricht nicht der deutscherseits vor- 
geschlagenen sogenannten Tiedje-Linie, sondern ungefähr 
dem dänischen Vorschlag (Clausen-Linie). Deutschland ver- 
liert durch die neue Grenze 3993 qm mit 166 300 Ein- 
wohnern, davon 40 900 Deutsche (25 v. H). 


21./22. Juni 1920. 
Konferenz der Alliierten in Boulogne. Es 
wird folgender Reparationsplan aufgestellt: 
Deutschland zahlt: 


vom 1, Mai 1921 bis 30. April 1926 jährlich 3 Milliarden, 
vom 1.Mai 1926 bis 30. April 1931 jährlich 6 Milliarden, 
vom 1.Mai 1931 bis 30. April 1963 jährlich 7 Milliarden, 
also zusammen in 42 Jahren 269 Milliarden Goldmark, 
23. Juni 1920, 

Eine Note der Botischafterkonferenz vom 20. juni er- 
klärt, daß es bei der Herabsekung der deutschen Heeres- 
stärke auf 100000 Köpfe bleiben müsse. Die Sicherheits- 
polizei sei binnen drei Monaten aufzulösen. Dafür könne 
aber die Ordnungspolizei, die schon vor dem Kriege be- 
standen habe, auf 150000 Mann, somit um 70000 Mann 
gegen den Stand von 1913 erhöht werden. Die deutsche 
Gesekgebung sei im Einklang mit den militärischen Be- 
stimmungen des Versailler Vertrages linsbesondere Ab- 
schaffung der allgemeinen Wehrpflicht) zu bringen, die Aus- 
fuhr von Kriegsgerät geseklich zu verbieten, 
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getragen, fonnte fih die Wiener Wert. 
ftätte in einer dauernden Weiterentwid: 
lung ausdehnen, die fie zu einem ent- 
ſcheldenden Träger des modernen formen: 
und Farbengefühls machte. 
Es kennzeichnet die enge Derbin 
dung, die heute zwiſchen Deutſchland 
und Öfterreich beſteht, daß die Wiener 
Werkſtätte fih nun dauernde Uus- 
ſtellungsräume in Berlin geſchaffen hat. 
Für Berlin iſt das deswegen beſonders 
zu begrüßen, weil der moderne 
Sweckmenſch, en = 4 0 1 
i oßſtadt entwickelt, fih zu ſehr 
er Fr feine Freude an Schönheit und Phantafie fern von 
dem fo reichen Kunſtſchaffen der eigenen Zeit im Antiquitätenladen 
abzureagie · 
ren, wenn er 
dem kalten 
Swang von 
Sweck und 
Vernunft 
entfliehen 
will. Hier 
nun findet 
er in dem 
ſchaumigen 
Glanz = 
Silber- 
geräts, wie 
es die Phan- 


mann geſtal⸗ 
tet, in der 
Leichtigkeit, 
mit dem dem 
Material 


Bank für internationalen Jahlungsausgleich. 


Als während der Pariſer Verhandlungen des Noungausſchuſſes 
im Frühjahr dieſes Jahres zum erſten Male der Gedanke der 
Schaffung eines internationalen Bankinſtituts in die Öffentlichkeit 
drang, fand er eine überwiegend ablehnende Aufnahme. In kapita⸗ 
liſtiſchen Kreiſen, namentlich ſeitens der Bankwelt, fürchtete man 
die übermäßige Konkurrenz einer ſolchen „Weltbank“. In politiſchen 
Kreiſen, vor allem ſeitens der Arbeiterſchaft, hatte man ſchwere 
Bedenken gegen den Plan, weil man glaubte, durch ihre Finanz 
macht könne eine ſolche Bank politiſch und wirtſchaftspolitſſch die 
Länder in Abhängigkeit bringen. Wer nun in Erinnerung dieſer 
wochenlangen heftigen Diskuſſion den kürzlich veröffentlichten 
Satzungsentwurf der „Bank für internationalen Fahlungsausgleich“, 
der aus der fünfwöchigen Arbeit des Organiſationsausſchuſſes 
in Baden-Baden hervorgegangen ift, prüft, wird zu feiner Beruhi⸗ 
gung finden, daß hier kein Mammutinſtitut geſchaffen wird mit 
dem Siele einer finanziellen Perſklavung der Welt! Der Satzungs⸗ 
entwurf hält fih klug von ſolchen unzeitgemäßen Weltmachtgelüſten 
fern, wie er andererſeits doch weit mehr bedeutet als eine bloße 
„Reparationsbank“. Er beſteht aus folgenden Abſchnitten und 
Artikeln: \ 

Abſchnitt I (Artikel 1—4) = Name, Sitz und Zweck; Ab- 
ſchnitt (Artie 5—19) = Stammkapital; Abschnitt III (Artikel 
20—26) = Befugniffe der Bank; Abſchnitt IV (Artikel 27—45) = 
Verwaltung; Abſchnitt V (Artikel 46—49) = Generalverfammlung; 
Abſchnitt VI (Artikel 50—54) = Kechenſchaftsberichte und Gewinn; 
Abſchnitt VII (Artikel 55—60) = Allgemeine Beſtimmungen. ae 

Der Aufgabenkreis des neuen Inſtituts, das nach Bafel in die 
neutrale Schweiz kommen foll, ift ſtreng umviſſen. Es hat keinerlei 
politiſche Aufgaben, übt keinerlei Kontrollbefugniſſe über Deutſch⸗ 
land aus, ſondern hat ſich nur mit rein finanziell⸗ kommerziellen, 
bankmäßigen Geſchäften zu befaſſen. Die Bank hat als Daueraufgabe, 
d. h. ſolange fie nicht durch Beſchluß der Generalverſammlung der 
Aktionäre aufgelöſt wird, die Sufammenarbeit der öentralnoten- 
banken der beteiligten. Länder zu fördern, neue Möglichkeiten für 
internationale Finanzgeſchäfte (Förderung des Welthandels) zu 
ſchaffen und internationale Sahlungsgeſchäfte abzuwickeln. (Art. 5.) 
Getrennt davon obliegt der Bank als vorübergehende Aufgabe die 
Abwicklung der aus dem Weltkriege ſich ergebenden Schulden⸗ 
zahlungen, zunächſt der Reparationen, dann aber ſpäter auch der 
internationalen Schulden. (Art. 4.) Die Rechte und Pflichten der 
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des Meſſings zierlichſte Form und lichter 
Glanz abgerungen, in dem Sauber der 
Farben, wie ſie aus Stoffen, aus Leder 
und Stickereien aufleuchten und in 
einem Materialgefühl und einer ge⸗ 
diegenen Arbeit, die auch vom kleinſten 
Gegenſtand Freude und Wärme aus 
ſtrahlen läßt, eine Welt aus Schönheit 
und innerer Lebendigkeit, die es man» 
chem ermöglichen wird, dereinſtige 
Seltenheiten des Antiquitätenhandels zu 
kaufen, ſolange ſie noch den Reiz und 
den Preis des Neuen haben. 

Ein ſolches Intereſſe wird nicht 
nur der Wiener Werkſtätte Vorteil bringen: wie aber die Kunſt 
immer gebend iſt, ſo wird dadurch auch eine Anregung gegeben, 
dem auch in deutſchland lebendigen Werkitattgedanten, der 
das qualitätsvolle Einzelſtück ſucht und liebt, neue Aufmerk- 
ſamkeit und 
geſteigertes 
Intereſſe zu 
ſchaffen. 

Aus der 
Erkenntnis 
dieſer Situa⸗ 
tion erklärt 
ſich die freu⸗ 
dige Auf; 
nahme, die 
der Wiener 
Werkſtätte 
bei der Er- 
öffnung ihrer 
neuen Uus: 


reitet wurde. 


Bank in bezug auf die Verwaltung der Reparationen lehnen ſich 
völlig an die Beſtimmungen des Noungplanes an. In den Artikeln 
22 bis 25 find die der Bank geſtatteten bzw. ausdrücklich unter⸗ 
ſagten Geſchäfte im einzelnen aufgeführt. Es iſt der Bank u. a. 
unterſagt, eigenes Geld auszugeben, fie ift alſo nicht in der Lage, 
eine „Weltwährung“ zu ſchaffen. Sie darf ferner keine Wechſel 
akzeptieren und keine Kredite an Regierungen geben, dieſe alſo nicht 
in Abhängigkeit von der Bank bringen, und endlich ift ihr verboten, 
beherrſchenden Einfluß auf ein Unternehmen zu gewinnen. Damit 
iſt die Unabhängigkeit der einzelnen Volkswirtſchaften garantiert. 
Die Bank muß im Einverftändnis mit den einzelnen Notenbanken 
arbeiten, gegen deren Widerspruch fie in dem betreffenden Lande 
keine Geſchäfte tätigen darf. Eine weitere Sicherung des Einfluſſes 
jedes beteiligten Landes liegt darin, daß die wichtigſten Artikel 
zu ährer Abänderung beſonders qualifizierter Suſtimmung bedürfen. 

Die Bank iſt eine internationale Aktiengeſellſchaft, an der auch 
die Vereinigten Staaten und Japan beteiligt ſind. Das Kapital bes 
trägt 400 Millionen RM. und wird außer von den ſieben Gründer⸗ 
banken der reparationsbeteiligten Länder auch von anderen Ländern 
mit geſicherter Goldwährung übernommen werden. Die Gewinn⸗ 
verteilung iſt genau geregelt. (Art. 55 und 54.) Die aus führenden 
Organe der Bank ſind: der Verwaltungsrat von 23 Mitgliedern 
mit einem Präfidenten an der Spitze. Dazu treten für die Dauer 
der Reparationsregelung je ein deutſches und franzöſiſches Zuſatz⸗ 
mitglied. Insgeſamt zählt demnach der Verwaltungsrat der Bank 
25 Mitglieder. Es ſollen jährlich wenigſtens zehn Verwaltungs- 
ratsſitzungen ſtattfinden, d. h. alſo, daß ſich dieſer „finanzielle 
Völkerbund“ weſentlich öfter um den Konferenztiſch zuſammenfindet 
als der Genfer Völkerbund! Die Aktionäre vereinigen ſich zur 
Generalverſammlung. Private Aktieninhaber können ihr Stimm- 
recht nicht ſelbſt ausüben, ſondern müſſen es von den betreffenden 
Notenbanken wahrnehmen laſſen. Sie nehmen an der Generalver« 
ſammlung überhaupt nicht teil. Eine ſehr bedeutſame Beſtimmung, 
die eine wechſelnde Majoriſierung der Bank ausſchließen und ver⸗ 
meiden ſoll, daß z. B. politiſche Einflüſſe fih in der Generalver⸗ 
ſammlung geltend machen. Außerhalb der eigentlichen Bankver⸗ 
waltung jteht der im Voungplan vergefehene Sonderausſchuß zur 
Prüfung der Reparationslage im Falle von Übertragungs- oder 
Fahlungsſchwierigkeiten. Wie jedes Bankunternehmen, fo unter⸗ 
liegt auch die Internationale Bank dem Publizitätszwang, d. h. ſie 
veröffentlicht mindeſtens einen Jahresbericht und Monatsausweiſe. 
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Ebenſo unterfteht fie dem Zwang zur Reviſion durch unabhängige 
Buchprüfer. Für die Erledigung etwaiger Streitfragen, zum Beis 
ſpiel zwiſchen der Bank und einer Zentralnotenbank, ift das Aus- 
zegungsſchiedsgericht im Haag zuſtändig, das ſeinerzeit auf Grund 
des Londoner Abkommens zur Durchführung des Dawesplanes im 
Auguſt 1924 geſchaffen wurde. Der vom Organiſationsausſchuß 
ausgearbeitete Entwurf der Bankſtatuten unterliegt der endgültigen 
Beſchlußfaſſung der noch abzuhaltenden Haager Schlußkonferenz. 

ier wird ferner noch die Gründungsurkunde der Bank ſowie der 

t der von den Reparationsgläubigerländern mit ihr abzu⸗ 
ſchließenden Treuhandverträge zur Beratung kommen. 

Der Gedanke, durch organiſierte internationale Sufammen- 
arbeit die Kredite und ſonſtigen Entwicklungsſchwierigkeiten der 
weltwirtſchaft zu erleichtern, ift keine Erfindung der Noung- 
Sachwerſtändigen. Er ſtammt bereits aus den Wirrniſſen der erſten 
Nachkriegsjahre und iſt dann unter verſchiedenen Formen immer 
wieder aufgetaucht, bis er nun in dem oben ſkizzierten Bankprojekt 
feine Verwirklichung erfahren foll! So ift er organiſch aus den Be- 
dürfniſſen unſerer Seit herausgewachſen. Die Gründung der neuen 
Bank bedeutet ſomit einen überaus wichtigen Markſtein auf dem 
Wege zur Sanierung und Förderung der Wirtſchaften aller Völker. 
Auch in dem begrenzten Rahmen wird das Inſtitut reiche und wirk⸗ 
fame Möglichkeiten haben, die Spannungen innerhalb der Wirt⸗ 
ſchaftsbeziehungen der Nationen auf währungs- und kreditpoli⸗ 
tifhem Gebiet abzumildern, den Nonjunkturablauf günſtig zu be- 
einfluſſen, größere Sicherheit und Ausgeglichenheit in das welt⸗ 
wüntſchaftiiche Geſchehen zu bringen. Auch die Entwicklung des Re⸗ 
parationsproblems, das auch mit Durchführung des Noungplanes 
beſtehen bleiben wird, vermag die neue Bank günſtig und m 
ſtändig zu beeinfluſſen und es endgültig der politifchen Atmoſphäre 

entziehen. Ob fie die auf fie geſetzten Erwartungen erfüllt, ob 
fe ſich zu einem tragenden Faktor der weltwirtſchaftlichen Entwick⸗ 
lung ausgeſtalten wird, das hängt allerdings nicht jo ſehr vom Buch⸗ 
ſtaben der Satzung ab, als vielmehr vom Geiſte der Männer, die die 
Verwaltung zu führen haben! 


Wiederaufnahme 
der ruſſiſch⸗engliſchen Beziehungen. 


Die diplomatiſchen Beziehungen 5 England und der 
Sowjetunion wurden bekanntlich im Sommer 1927 infolge eines 
Swiſchenfalls mit der ſowjetruſſiſchen Handelsvertretung in 
London abgebrochen, und die konſervative Regierung Baldwin 
konnte ſich in der Folgezeit nicht entſchließen, eine Anderung dieſes 
Zuftandes herbeizuführen. Sobald die Labour⸗Regierung MacDonalds 
ans Ruder kam, war vorauszufehen, daß in dieſer Beziehung eine 
Anderung des engliſchen Standpunkts eintreten würde. Abgeſehen 
von dem Drängen gewiſſer induſtrieller Kreiſe in England, die von 
der Wiederaufnahme der Beziehungen zu Rußland eine Belebung 
des Exports erwarteten, war auf den Willen der regierenden 
Partei Kückſicht zu nehmen, deren linker Flügel ſowjetfreundlich iſt 
und eine in dieſer Frage ablehnende Haltung gerade der Arbeiter- 
regierung nicht für tragbar hielt. Infolgedeſſen waren ſeit dem 
Sommer d. J. von der Sowjetregierung natürlich eifrig unterſtützte 
Bemühungen im Gange, die ee Beziehungen wieder 
aufzunehmen. Die zunächſt im Juli zwifchen Henderfon und dem 
Sowjetbotſchafter Dowgalewſki eingeleiteten Beſprechungen hatten 
allerdings keinen Erfolg, weil die Sowjetregierung darauf beſtand, 
daß zunächſt einmal die beiderſeitigen Botſchafter ernannt und ein⸗ 
geſetzt werden und alle zwiſchen den Regierungen noch ſchwebenden 
Derhandlungspuntte ſpäter ihre Regelung finden ſollten. Da die 
engliſche Regierung hierauf nicht eingehen konnte, weil ſie nach 
den dem Parlament abgegebenen Erklärungen zunächſt deffen Ju- 
ſtimmung abwarten mußte, reiſte damals Dowgalewſki unverrichteter 
Dinge von London ab. Die im Herbſt d. J. erneut aufgenommenen 
Verhandlungen haben dann aber zu dem ruſſiſch⸗engliſchen Ab⸗ 
kommen vom 5. Oktober d. J. geführt, das inzwiſchen auch die 
Ratifikation des engliſchen Parlaments gefunden hat. In dieſem 
Abkommen iſt die ſofortige Ernennung von beiderſeitigen Bot⸗ 
ſchaftern vorgeſehen. Die Erörterung der Verhandlungsfragen ift 
auf ein ſpäteres Datum vertagt. Inſofern alſo hat in dem Streit 
der Meinungen die Sowjetregierung einen Sieg davongetragen. 
Der Sieg iſt aber nicht ungeteilt. Die engliſche Seite kann für 
ſich verbuchen, daß Rußland ſich damit einverſtanden erklärt hat, 
den Artikel 16 des alten Dertragsentwurfs von 1924 — der bisher 
nicht in Kraft getreten iſt — ſofort wirkſam zu machen. Dieſer 
Artikel betrifft die Propaganda. Er verpflichtet die Regierungen, 
von Einmiſchungen in die inneren Derhältniffe des anderen Staates 
abzufehen, und macht die Sowjetregierung in dieſer Beziehung ver⸗ 
antwortlich für alle Handlungen von Organen, die „direkt oder 
indirekt unter ihrer Leitung ſtehen“. Die letzten Erklärungen der 
engliſchen Regierung im Parlament laſſen keinen Zweifel darüber, 
daß die engliſche Regierung dieſen Paſſus fo auffaßt, daß die 
Sowjetunion die Verpflichtung der Nichteinmiſchung in engliſche 
Derhältnifje nicht nur für ihre amtlichen Organe, ſondern auch für 
die der kommuniſtiſchen Internationale übernommen hat. 
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Sum ruſſiſchen Botfchafter in London ift Sokolnikoff, der 
frühere Finanzkommiſſar, zum engliſchen Botſchafter in Moskau 
Sir Owep ernannt, die beide in kürzeſter Zeit ihre Poſten über- 
nehmen dürften. 


Zur ehrenden Erinnerung 
an den Keichsaußenminiſter Streſemann 


hat die Preußiſche Staatsmünze Medaillen in der Größe 
eines Fünfmarkſtückes nach dem Entwurf des Bildhauers Oskar 
Gloekler geprägt. Die Ausführung koſtet in Bronze 3 M., in 


Silber 6 M. und in Gold 100 M. Eine weitere Ausführung in 
Gold erfolgte in der Größe des früheren Fwanzigmarkſtückes und 
koſtet 25 M. Beſtellungen find zu richten an die Zentralwerbeſtelle 
deutſcher Gedenkmünzen, Berlin NW 7, Unter den Linden 39. 


19 Jahre Provinz Oberſchleſien. 


Am 8. November 1919 wurde das „Geſetz betreffend die Er- 
richtung einer Provinz Oberſchleſien vom 14. Oktober 1919“ in 
der preußiſchen Geſetzſammlung veröffentlicht, und an dieſem Tage 
nahm die provinzielle Selbſtändigkeit Oberſchleſiens ihren Anfang. 
Fehn Jahre find ſeitdem 5 Ae en, und dieſe zehn Jahre umfaſſen 
für Oberſchleſien und ſeine Bevölkerung die ſchwerſten und politiſch 
wechſelvollſten Ereigniſſe, die einem deutſchen Landesteil in neuerer 
Seit auferlegt worden find. Das rührige Preſſe⸗, Statiſtiſche und 
Verkehrsamt der Oberſchleſiſchen Provinzialverwaltung hat die 
zehnte Wiederkehr des Jahrestages der Errichtung einer ſelb⸗ 
ſtändigen Provinz Gberſchleſien zur Herausgabe eines umfangs 
reichen Sonderheftes der Wochenſchrift „Die Provinz Oberſchleſien“ 
benutzt, das ſchön ausgeſtattet, überſichtlich geordnet, mit Bild und 
Anſchauungsmaterial und Beiträgen führender Männer Kunde 
davon gibt, wie das neue Gberſchleſien geworden ift. Das Heft 
enthält Geleitworte des preußiſchen Miniſterpräſidenten Braun, 
des preußiſchen Innenminiſters Grzeſinski, des Oberpräſidenten 
Dr. Lukaſchek, des früheren Gberpräſidenten Dr. Proske, des Landes- 
hauptmanns Dr. Piontek, des Provinziallandtagsvorſitzenden Graf 
Praſchma ſowie Aufſätze unter anderem von Prälat Ulitzka, Reichs⸗ 
tagsabgeordneten Ehrhardt, Generalleutnant a. D. Hoefer. Es 
bringt eine Fülle des Intereſſanten, iſt für die Geſchichte Ober⸗ 
ſchleſiens von größter Bedeutung und legt Zeugnis ab von dem 
ungebrochenen Lebenswillen und der Tatkraft dieſer jüngjten 
preußiſchen Provinz. 

Die provinzielle Verſelbſtändigung Gberſchleſiens vollzog fich 
in drei Etappen. Zunächſt wurde bald nach Inkrafttreten des Ge- 
fees der Reichstagsabgeordnete Juſtizrat Bitter zum kommiſſa⸗ 
riſchen Oberpräſidenten ernannt. Indeſſen konnte mit der Aufbau- 
arbeit der Staatsverwaltung erſt nach der endgültigen Entſcheidung 
über OGberſchleſiens ſtaatspolitiſches Schickſal begonnen werden. 
Am 9. Juli 1922 ging die Regierungsgewalt von der Interalliierten 
Kommiffion in Oppeln auf Gberpräſident und Bezirksregierung 
wieder zurück, und damit begann die zweite Etappe. Der Regies 
rungspräſident in Marienwerder, Dr. proste, wurde zum Ober- 
präſidenten ernannt und löſte den kommiſſariſchen Oberpräſidenten 
ab. Dr. Proske ſchuf im Verein mit allen in Betracht kommenden 
politiſchen, kommunalen, wirtſchaftlichen und kulturellen Vertretern 
Oberſchleſiens ein ſyſtematiſches, eingehend ausgearbeitetes pro-s 
gramm für den Wiederaufbau und Neuaufbau Gberſchleſiens, das 
ſogenannte oberſchleſiſche Programm, und leitete die Aufbauarbeit 
der örtlichen Staatsverwaltung, die ſich durch die Stichworte innere 
Befriedung des Landes, wirtſchaftlichen Aufbau, kulturelle Ent⸗ 
wicklung, Wohnungsbau, Minderheitenſchutz charakteriſieren läßt. 
Eine Arbeit, in der er nach ſechsjähriger Tätigkeit durch den gegen ⸗ 
wärtigen OGberpräſidenten Dr. Lukaſchek abgelöſt wurde. 

Mit der Errichtung der kommunalen Selbſtverwaltung der 
Provinzialverwaltung in Ratibor konnte erſt im Auguſt 1924 be⸗ 
gonnen werden. In dieſem Jahre wurde Oberbürgermeiſter 
Piontek, Ratibor, vom Provinziallandtag zum Landeshauptmann 
gewählt, und damit begann die dritte Etappe. Die erſten Jahre 
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waren erfüllt von der Abwehr der Beſtrebungen auf Wieder- 
beſeitigung der provinziellen Selbſtändigkeit Gberſchleſiens und 
dem Kampf um die einer Provinz zukommenden eigenen Einrich⸗ 
tungen und Fuſtändigkeiten ſowie mit der erforderlichen Uus- 
einanderſetzung mit der Schweſterprovinz Niederſchleſien. In 
mühevoller Arbeit und trotz vieler Erſchwerungen iſt in der ver⸗ 
hältnismäßig kurzen Zeitſpanne von fünf Jahren wertvolle poſitive 
Arbeit geleiſtet, und der Aufbau der Provinzialverwaltung kann 
heute als größtenteils beendet angeſprochen werden. Die ober⸗ 
ſchleſiſchen Forderungen, die noch der Erfüllung harren, ſind: das 
Gberlandesgericht und das Landeskulturamt, die Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt und das Landesarbeitsamt. ; 

Wenn man heute einen Rüdblid auf die zehn Jahre Provinz 
Gberſchleſien wirft, dann muß man feſtſtellen, daß die große Mehr⸗ 
heit des oberſchleſiſchen Volkes von der damals gefundenen Löſung, 
eine ſelbſtändige Provinz Gberſchleſien zu ſchaffen, befriedigt ijt 
und daß fih die Richtigkeit dieſer Löſung voll erwieſen hat. Die 
Arbeit der Provinz wird mit voller Aufmerkſamkeit verfolgt, und 
nirgends in Preußen bedeutet der Begriff Provinzialverwaltung ſo⸗ 
viel im Bewußtſein der Bevölkerung wie in Gberſchleſien. Das 
oberſchleſiſche Dolt jteht feft zur Provinz, feft zum Freiſtaat 
Preußen und feft zum Deutſchen Reich. 

Landrat Dr. Schmidt, Ratibor. 


Frankreichs Küſtungen zu Lande und zur See. 


Der frühere franzöſiſche Kriegsminiſter Painleve hat bei einer 
Deranftaltung des Verbandes der Vereinigung zur körperlichen Er- 
tüchtigung und militäriſchen Vorbereitung der Jugend in der Pariſer 
Univerfität eine Rede gehalten, die Aufmerkſamkeit in Deutſchland 
verdient. Der Miniſter pries die von ihm in den letzten Jahren 
durchgeführte Reorganiſation der franzöſiſchen Armee als eine 
große demokratiſche Reform von hohem wirtſchaftlichen und fo- 
zialen Nutzen und bezeichnete ſie als eine eklatante Beteuerung des 
Friedenswillens Frankreichs. Damit hat er eine CTheſe wiederholt, 
die von franzöſiſcher Seite bei den Abrüftungsverhandlungen 
immer wieder verfochten wird, die aber im Widerſpruch mit den 
Tatſachen ſteht. Die weiteren Darlegungen von Painlevs beweiſen 
das ſelbſt recht deutlich, und nicht zuletzt deswegen iſt die Rede 
Painleves für uns von Intereſſe. Der Miniſter führt nämlich 
weiter aus, wenn Sranfreich gezwungen fein würde, zu mobili⸗ 
ſieren, dann würde das neue franzöfifche Heer durch Fahl und Aus- 
rüſtung ein mächtiges Offenſivwerkzeug 5 Er betont ferner, 
daß der gegenwärtige franzöſiſche Mobiliſierungsplan keineswegs 
ſchwerfällig, ſondern ſehr beweglich ſei. Eine ſeiner weſentlichſten 
Beſtimmungen fei die Möglichkeit, ohne Mobilmachung durch in- 
dividuelle Einberufung einen Teil oder die geſamten verfügbaren 
Referven, d. h. die erſten Keſerveklaſſen zu den Fahnen zu rufen. 
Die Einberufung würde weniger als drei Tage Zeit in Anſpruch 
nehmen. Die Mobilifierung werde alſo künftig raſcher vonſtatten 
ehen als im Jahre 1914. Schließlich ſprach Painlevé noch als feine 
ee aus, daß die in manchen franzöſiſchen Kreiſen immer 
wieder diskutierte Hypothefe von der Gefährlichkeit eines plötzlichen 
Angriffes durch das deutſche Zunderttauſend⸗ Mann - Heer völlig 
falſch ſei, daß ein ſolcher Angriff vielmehr für dieſes kleine Heer 
eine Kataftrophe bedeuten würde. 

Diefe Außerungen Painlevés, die man beinahe Geſtändniſſe 
nennen möchte, verdienen wirklich unſere Aufmerkſamkeit. Sie 
widerlegen am beſten die franzöſiſcherſeits immer wiederholte 
Thefe, daß die franzöſiſchen Küſtungen nur defenfiven, d. h. fried- 
lichen Charakter hätten. Sie widerlegen auch die Theſe, daß Frant- 
reich mit feiner Heeresreorganiſation einen großen Schritt zur Ab- 
rüſtung vorwärts getan habe, und fie widerlegen ſchließlich die 
ewigen Deklamationen von Frankreichs angeblich bedroiſter Sider- 
heit. Denn der franzöſiſche Kriegsminiſter geſteht in feiner Rede, 
daß die franzöſiſche Armee nach der Reorganifation „durch Fahl 
und Ausrüſtung ein mächtiges Gffenſivwerkzeug fei“, und dieſes 
mächtige Offenſivwerkzeug kann ſchon in weniger als drei Tagen, 
ohne daß überhaupt die 1 e erklärt wird, ſchlagfertig 
gemacht werden! Die Schlagfertigkeit einer Armee für den Kriegs⸗ 
fall beruht ja bekanntlich in erſter Linie auf der raſchen Mobil- 
machung. Welche Rolle dieſer Faktor im Jahre 19134 geſpielt hat, 
ift bekannt, war doch der ganze deutſche Feldzugsplan auf die iber- 
legene Schnelligkeit der deutſchen Mobilmachung gegenüber der ruſſi⸗ 
ſchen eingeſtellt. Man hat diefe Tatſache don feiten unſerer 
früheren Kriegsgegner beſonders eifrig dahin kommentiert, daß die 
raſche deutſche Mobilmachung, die übrigens nicht drei, ſondern acht 
Tage in Anspruch nahm, einen Beweis für die Aggieſſivität der 
deutſchen Politik darſtelle Nun gibt uns Painlevé bekannt, daß 
die franzöſiſche Heeresreform die Tropitifierung noch weſentlich 
ſchneller zu vollziehen geſtatte, als das 1914 bei irgendeinem der 
Kriegführenden der Sal geweſen iſt. Trotzdem ſchreibt er der 
franzöſiſchen Nee defenſiven Charakter zu und nennt fie eine 
eklatante steuerung des Friedenswillens Frankreichs! Schließlich 
mig noch auf Painlevés Bemerkung über das deutſche Hunderte 
taufend⸗Mann⸗Heer hingewiefen werden. Er gibt nur der Wahr- 
beit die Ehre, wenn er betont, daß dieſes Heer zu einem Angriff 


auf Frankreich völlig unfähig ſein würde. Er hätte dieſe Tatſache 
noch etwas ſtärker unterſtreichen können, wenn er auf die Unter⸗ 
ſchiede der Bewaffnung, die zwiſchen dem deutſchen und franzöſiſchen 
Heer beſtehen, hingewiefen hätte, denn bekanntlich verfügt die 
deutſche Armee über keinerlei moderne Kampfmittel, weder 
ſchwere Geſchütze, noch Tanks, noch Flugzeuge. Jedenfalls geht 
aus Painleves Bemerkung hervor, daß auch der franzöſiſche Kriegs⸗ 
miniſter davon überzeugt iſt, daß Frankreichs Sicherheit durch den 
deutſchen Rüſtungsſtand in keiner Weiſe bedroht werden kann. Im 
weiteren Verlauf der Abrüftungsverhandlungen des Völkerbundes, 
bei denen man von franzöſiſcher Seite ſeit vielen Jahren mit dem 
Hinweis auf Frankreichs angeblich bedrohte Sicherheit jeden Be⸗ 
ginn einer wirklichen Abrüſtung verhindert hat, wird man ſich der 
Geſtändniſſe Painleves erinnern müſſen. 

Eine treffliche Illuſtration zur Rede des franzöſiſchen Kriegs- 
miniſters bilden einige Meldungen der franzöſiſchen Preſſe aus der 
letzten Zeit. aom Unterſchied von Deutſchland vollziehen fih die Be- 
willigungen für Heer und Marine in Frankreich ja mit möglichſt 
geringem Aufſehen. Wenn dort die Ausgaben für Heer und Marine 
diskutiert oder bewilligt werden, lieſt man es in dem größten Teil 
der Preſſe wie auf Verabredung an einer ganz unbeachteten Stelle. 
Beſonders gilt das für die Rüſtungen zur See, die dadurch der Be- 
achtung des Auslandes in hohem Mlaße entzogen werden. So 
erfuhr man nur durch kleine an verſteckter Stelle gebrachte Notizen, 
was Frankreich in dieſem Jahre an Flottenneubauten auf Stapel 
zu legen gedenkt. Das Programm für das Jahr 1930 beträgt nicht 
weniger als 480004 an Neubauten, und zwar wird man einen 
Kreuzer von lo ooot, ſechs Torpedobootzerſtörer von größerer 
Tonnage als die früher gebauten, ſechs Unterſeeboote erſter Klafje, 
ein Unterſeeboot mit Minenlegervorrichtung, einen Minenleger, 
zwei Aviſos für die Verwendung in fernen Gewäſſern und ein 
Aviſo zum Auslegen von Neben erbauen. Die Koften für diefe 
Schiffe, die bis 1954 alle fertiggeſtellt fein ſollen, find mit 
1267 000 000 Frank, d. h. alfo beinahe 200 000 000 Mark vorgeſehen. 
Die genannten 48000 t bleiben übrigens unter den durch das 
Flottenbaugeſetz vom Jahre 1920 vorgefehenen jährlichen Bau- 
leiſtungen, die 55400 t betragen. Nach einer weiteren Notiz 
wurde am 18. November d. J. in Breit ein Unterſeeboot vom 
Stapel gelaſſen, das mit 3256 t Waſſerverdrängung auf dem 
Waſſer und mit 4504 t im Tauchzuſtande bei 110 m Länge 
und 9 m Breite das größte Unterfeeboot der Welt ift. Am 
14. November d. J. hat der kemöfice Marineminiſter Leygues 
die Grundſteinlegung der neuen Marinefchule in Breit vollzogen, 
die 560 Gffizieranwärtern Raum bietet, und wenn man den aus⸗ 
führlichen Beſchreibungen dieſes Gebäudes in der franzöſiſchen 
Preſſe glauben darf, ein höchſt modernes, architektoniſch groß⸗ 
artiges und ſehr umfangreiches Inſtitut ſein wird. 

Dieſe wenigen Notizen aus einem Zeitraum von knapp einer 
Woche zeigen wieder einmal, wie ſyſtematiſch und zielbewußt 
Frankreichs Rüſtungen zur See ſind. Man darf einige Vergleiche 
aus dem Friedensvertrag von Verſailles über die deutfchen 
Nüftungen zur See daneben halten. Nach Artikel 181 des Der- 
ailler Vertrages ſind Deutſchland außer ſechs veralteten Schlacht⸗ 
chiffen ſechs Kleine Kreuzer, zwölf Serftörer und zwölf Torpedos 
boote geſtattet, wobei im Artikel 190 des Dertrages für die 
Kleinen Kreuzer eine Größe von 6000 t, für die Serſtörer soo t 
und für die Torpedoboote 200 t vorgeſehen find. Das ergibt an 
Kreuzern, Zerftörern und Torpedobooten eine Tonnage von genau 
42 000 t. Das Bauprogramm der franzöſiſchen Marine beträgt für 
ein Jahr 554001 und 1950 „nur“ 48000t! Das neueſte fran« 
zöſiſche Unterſeeboot hat im getauchten Zuſtand beinahe das Depla- 
cement der Hälfte der zwölf Deutſchland zuſtehenden Torpedo- 
bootszerſtörer und eine ſtärkere Armierung als einer von ihnen. 
Man muß, wenn man die beſcheidenen Notizen über die umfang⸗ 
reichen franzöſiſchen Rüſtungen zur See lieft, immer wieder auf 
die diesbezüglichen Beſtimmungen des Verſailler Vertrages hin⸗ 
weiſen. Da in der Einleitung zu Teil 5 des Friedensvertrages 
über die deutſche Entwaffnung ſteht, „um die Einleitung einer alfa 
gemeinen Rüſtungsbeſchränkung aller Nationen zu ermöglichen, 
verpflichtet fih Deutjchland, die im folgenden niedergelegten 
Rüftungsbeftimmungen. über das Landheer, die Seemacht und die 
Luftfahrt genau innezuhalten“, haben wir allen Grund, immer 
wieder angeſichts der Küſtungen unſerer Nachbarn darauf hin- 
zuweiſen, da bei inen bisher noch nicht der geringſte Anfang mit 
einer Ba ſtungsbeſchränkung gemacht worden, alſo das im Vertrag 
von Derlailles eierlich gegebene Verſprechen unausgeführt ges 
blieben iſt. Wann wird endlich ein Beginn mit dem Ausgleich des 
auf die Dauer unerträglichen Rüſtungsunterſchiedes zwiſchen 
Deutſchland und feinem Nachbarn gemacht werden d 


Beginn der Saarverhandlungen. 


Am 21. November haben in Paris die Saarverhandlungen 
zwiſchen Deutfchland und Frankreich in der Weiſe begonnen, daß 
die deutſche Delegation unter Führung des früheren Staatsſekretärs 
v. Simſon mit der vom Miniſter für öffentliche Arbeiten 
Pernot geleiteten franzöſiſchen Delegation im Gebäude des 
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Außenminiſteriums zu einer Sitzung zuſammentrat. Beide dele⸗ 
gationsführer zeichneten die Aufgabe der Verhandlungen, wie fie 
von ihren Regierungen aufgefaßt wird, und ſprachen den Wunſch 
aus, zu einer Derftändigung zu gelangen. Man erörterte dann die 
zu wählende Arbeitsmethode und beſchloß, drei Saaraus- 
ſchüſſe zu bilden, einen für die Gruben, einen für Handels- und 
Sollpolitik und einen dritten für die juriſtiſchen Fragen. 

In dem deutſch⸗franzöſiſchen Notenwechſel über die Saarver⸗ 
handlungen war deren Aufgabe dahin gekennzeichnet, daß unter 
Vorbehalt der politiſchen Rechte der Saarbevölkerung die mit dieſer 
Frage zuſammenhängenden Einzelheiten erörtert und, ſoweit irgend 
möglich, in einem Zuge zu Ende geführt werden ſollten. 

Sweck der Verhandlungen iſt, das politiſche Statut des Saar⸗ 
gebiets, das urſprünglich im Jahre 1955 durch eine Volksabſtim⸗ 
mung geregelt werden ſollte, ſchon jetzt endgültig feſtzuſetzen, und 
zwar das Gebiet dem Deutſchen Reich wieder einzuverleiben, da 
alle Teile davon überzeugt find, daß eine Volksabſtimmung unter 
allen Umſtänden eine überwältigende Mehrheit für die Rückkehr 
zum Reih ergeben würde. Alle übrigen zur Saarverhandlung 
ſtehenden Programmpunkte find nur die Folge dieſes Hauptzieles. 
Das Saarproblem iſt daher in ſeiner Einheit nicht wirtſchaftlich, 
ondern politiſch zu werten, und man iſt ſich darüber klar, daß die 
etzigen Verhandlungen lange dauern und ſchwierig fein werden, 
um, wie Herr Briand fih in feiner letzten großen Rede ausdrückte, 
die Saarfrage endgültig zu löſen. Heide. 


Neue Wohlfahrtsbriefmarken. 


Die Reichspoftverwaltung gibt auch in dieſem Jahre Wohl- 
fahrtsbriefmarken heraus; ſie zeigen in mehrfarbiger Ausführung, 
die in den vorangegangenen Jahren durchgeführte Reihe abs 


„Don Spa nach Weimar.“ Unter dieſem Titel hat Schultze 
Pfael pi im Verlag Grethlein & Co., Leipzig, ein umfangs 
reiches, illuſtriertes Werk erſcheinen laſſen, über das er fih nach⸗ 
folgend ſelber äußert: 


Die Grenzen zwiſchen Geſchichte und Politik, zwiſchen öffent⸗ 
licher Vergangenheit und öffentlicher Aktualität ſind niemals durch 
eine endgültige Barriere zu ziehen. Gb die letzte deutſche Zeiten- 
wende von 1918/19 ſchon hiftorifch geworden, ſchon in die durch⸗ 
ſichtige Kühle des Geweſenen entrückt ift, hängt von dem Sweck⸗ 
willen des Urteilenden ab. Der Polemiker wird nein ſagen, der 
geſtaltſuchende Betrachter ein Ja ſprechen. 

Wir wiſſen über die Zeit zwiſchen dem deutſchen November⸗ 
Suſammenbruch und dem Aufbau von weimar eher zuviel als zu- 
wenig. Die Quellen, Tatfachenberichte, Erinnerungen und Bes 
kenntniſſe ſtrömen überreichlich. Die Moosdecke der Legende hat 
ſie ſogar ſchon überwallt. Die Wucherpflanzen der Agitation ſind 
üppig hochgeſchoſſen. Revolutionäre Übergangszeit wird von den 
Menſchen der neuen Epoche, den Überlebenden und den Nachgewach⸗ 
ſenen heftig umſtritten. Haß und Derföhnung, Enttäuſchung und 
Hoffnung ringen um die Macht über die Gemüter. Dennoch: wer 
die Wirklichkeit von damals und ihre Strahlungen ins Heute ſuchen 
will, wird fie finden. Der gutwillige Vorſatz bringt bereits Ge- 
winn. Man ſieht hinaus über die Klifcheebilder der Parteifibeln, 
die gewiß tagespolitiſch unvermeidlich ſind, aber nicht jede andere 
Sicht verſchatten ſollen. 

Nun muß ich vom Grundſätzlichen ins Perſönliche hinabfteigen 
und mich als den Verfaſſer eines Buches vorſtellen, das ſich die 
geſchichtsſchreibende Erforſchung unſerer Schickſalskriſe zwiſchen 
Kaiſerreich und demokratiſcher Republik zum Ziel geſetzt hat. Der 
ſchweren ſelbſtgeſetzlichen Dramatik dieſes Geſchehens wollte ich 
keinerlei ſubjektive Gewalt antun, ſondern ich wollte auf Grund 
meines unabhängigen Studiums der Dokumente erzählen, wie es 
wirklich war. 

Neuerdings iſt es Mode geworden, daß ſich die Publiziſten 
ſelbſt über Sinn und Ergebnis ihrer neuen Schriften äußern. Aber 
nicht deshalb ergreife ich hier das Wort. Die Selbſtanzeige des 
Autors rechtfertigt ſich nur in wenigen ſeltenen Fällen. Es darf 
fih nicht um feine „eigene Sache“ handeln, ſondern um ci" Dro« 
blem, das jenfeits feines individuellen ſchriftſtelleriſchen Unter⸗ 
nehmen liegt. Man ſoll es einen ufall nennen, daß ich der 
zeitlich erſte geweſen bin, der ein . endes Geſchichts⸗ 
werk über die deutſche Revolution von 1918/19 verſucht hat. 
Ebenſogut hätte ein anderer mit ſeinem Verſuch zuerſt vor die 
Öffentlichkeit treten können. Dutzende, vielleicht Hunderte von 
zünftigen und nichtzünftigen Geſchichtsſchreibern werden dieſen 
wildbewegten Abſchnitt unferes volkliſchen und ſtaatlichen Weges 
mit der darftellenden Feder nachziehen. Und ſie werden immer ge⸗ 
nauer Beſcheid wiſſen und immer ſicherer in den Abmeſſungen der 
hiftorifchen Triebkräfte jener Tage und der ſie begleitenden Epi⸗ 
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ſchließend, die Länderwappen von Bremen, Lippe, Lübeck, Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz und Schaumburg⸗Lippe. Der Wohlfahrtsaufſchlag iſt 


geringer, als er es bisher war, er beträgt nur wenige Pfennige, ſo 
daß jedermann in der Lage fein dürfte, von dieſen Wohlfahrts- 


briefmarken Gebrauch 
zu machen. Dies darf 
um ſo mehr erwartet 
werden, als der Er- 
trag in vollem Um- 
fange zur Kräftigung 
der Jugend verwandt 
werden wird, vor allem 
zur Erholungsfürſorge 
für Kleinkinder und 
deren Mütter. 


Berichtigung: Im 2. Novemberheft auf Seite 387 ift ein 
Überfegungsfehler unterlaufen. Die Unterſchrift unter dem engliſchen 
Plakat „the new voter“ ift nicht zu überfegen „Der neue Wahl- 
reim“, ſondern „Der neue Wähler“. 


ſoden ſein. Für mich, den Anfänger, konnte nur ein Experiment 
möglich fein. Es galt die zeitgenöſſiſchen Stacheldrähte rings um 
Ereigniſſe und Meinungen einzuſchmelzen und dann Reliefs zu 
formen, für die noch kein Muſter da war. 

Für mich nehme ich auf Grund meiner mühſamen verſuchs⸗ 
arbeiten nur das eine in Anſpruch: Ich kenne allein die Schwierig ⸗ 
keiten, mit denen dieſe Arbeit zu ringen hatte, und darum weiß ich 
auch, was an dieſem Werk notwendigerweiſe noch unvollkommen 
bleiben mußte. Die Widerſprüche in den Hunderten von Quellen- 
ſchriften ſind zwar großenteils überwältigt, aber es bleiben für die 
Nachfolger noch genug Einzelheiten übrig, die einer vielſeitigeren 
Ergänzung bedürftig find. Dennoch wird der Leſer dieſes Buches 
einen Wegweiſer durch die Wirrniſſe jener Zeit finden, die weder 
Sünftige noch intereſſierte Laien insgeſamt überblicken konnten, weil 
das Dornengeſtrüpp der parteiiſchen Berichte fie hinderte. 

„Von Spa nach Weimar“, von der Militärmonarchie über den 
Verſuch monarchiſcher Demokratie zur demokratiſchen Republik; 
von Hindenburg zu Ebert, von Ludendorff zu Noste, von „Kiel 
bis Happ“. Die Geſchichte raſt im Galopp und bricht dann aus 
dem abgekürzten Tempo immer wieder zu Attacken der großen 
gegneriſchen Seitmächte vor, bis endlich die vernunftvolle Daters 
landsparole „Keine Abenteuer“ ſich durchſetzt. Dieſes Wort hat 
Reichspräſident von Hindenburg dem Buche mit auf feinen Weg 
gegeben. Es kann als Motto über einer Zwiſchenepoche ſtehen, die 
uns nur deshalb allerſchlimmſte Not 1 weil die politiſchen 
Abenteurer niedergehalten wurden. chultze⸗Pfaelzer. 


Hermann Oncken: Nach zehn Jahren. Verſailles — An- 
ſprache im Rundfunk 28. Oktober 1929 und Rede bei der 
Derfaſſungsfeier der Berliner Hochſchulen 27. Juli 1929. 
Berlin, Sentralverlag 29. Preis: 1,80 RM. 45 S. 

Die beiden höchſtbedeutſamen Reden, die der Berliner Biſtoriker 
Hermann Oncken zur zehnjährigen Wiederkehr der Tage von Ders 
ſailles und Weimar gehalten hat, liegen als beachtendes Buchwerk 
in hervorragender typographiſcher Ausſtattung vor. In feiner 
erſten Rede entwirft Oncken in klaren, knappen Umriſſen ein Bild 
deſſen, was uns vor einem Dezennium Verſailles brachte und vor 
welche Aufgaben uns das Friedens diktat ſtellte. Seine Derfafjungs- 
rede bildet dazu die wirkſame Ergänzung. Sie iſt eine der ſchönſten 
und tiefſten: Reden, die je in Deutſchland am Derfafjungstag, ge- 
halten wurden Von der hohen Warte der reinen Wiſſenſchaft aus, 
durchſtrömt von der Liebe end der Herzensglut des für ſein Land 
und Polk atmenden und ſchaffenden Menſchen, hat der große Ge- 
lehrte mit dieſen beiden Reden ein lebendiges Bild unſerer Sorgen 
und Nöte, aber auch unſerer Hoffnungen und w. wartungen une 
ſerer inneren Kräfte und Reichtümer gegeben. Die vo liegende 
Buchausgabe wird das in ihr zuſammengefaßte wertvolle we" 
dankengut in weite Volkskreiſe tragen. Vor allem dürfte ſie auch 
für den Schulunterricht Bedeutung gewinnen. 


. 
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Ergebnisse der Provinzial-Iandtagswahlen in I preußischen Wahlgebieten 


Deutsch- 1 775 1 National- pemo- 

SPD. Zentrum nationale partei KPD partei 502. (sen 

Ostpreußen — Š = 2 

Brandenburg 7 a : 5 FR 
Pommern — 4 > 4 
1 ae | 
— 1 ZA 78 52 
Ober- 7 Š | 

‚Schlesien z er a 

Sachsen _ — — Š TER 
Hannover 22 {oon m 7 $ 

rr L ik 

Wetten E 32 U 
Cassel M7 —— — 
Wiesbaden . ae er 25 5 

Rheinland E m m — 


—— be den letzten 15 „Landtagswahlen 


dtparlamente vom 3 11. z 
leno, rn 


Darmstadt 


Frankfurt 


2 


ewinn und Verlust 
Demo- Mittelstands- Volks- Deutsch- National- 


>D. kraten Zentrum partei 


Darmstadt 


|_| Frankfurt 


Hannover 


Bürger! 


0 gewonnene Mandate — —— 0 verlorene Mandate 


Mandatsverlust nicht gleichbedeutend mit Stimmenverlust 


„partei nationale Soz. Sonstige 
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Geſchäftliche Mitteilungen. 

Nach ſonnigen Geſtaden und heiligen Ländern. Während die Hamburg- Süb 
durch ihre modernen Motorſchiffe in den letzten beiden Jahren je vier Mittelmeerreifen 
ausführen ließ, die fih beſter Beteiligung erfreuten, mußte fie fih infolge der ſtarken 
0 nunmehr entſchließen, ihren Fahrplan im kommenden Fahre auf insgeſamt 
ſechs Mittelmeerreiſen zu erweitern, die folgendermaßen beabſichtigt find: 
le von Hamburg am 22. März über Liſſabon, Cadiz (Sevilla), Malaga, (Granada), 

Ceuta, (Tetuán), Palma de Mallorca, Palermo, Neapel, am 8. April an Genua. — 

Mindeſtfahrpreis NM. 240,.—. 

Don Genua am 13. April über Neapel, Tunis, Malta, Konſtantinopel, Phaléron, 

Athen), Corfu, Cattaro, am 30. April in Venedig — Mindeſtfahrprels RM. 280, —. 

. Don Venedig am 4. Mai über Cattaro, Corfu, Beirut, (Syrien), Haifa (Paläſtinq), 

Port Said (Agypten), Neapel, am 26. Mal an Genua. — Mindeſtfahrpreis RM. 280,—. 

Von Genua am 4. Zuni über Palma de Mallorca, Tunis, Tripolis, Malta, Eorfu, 

Cattaro, Ragufa, am 18. Zuni an Venedig. — Mindeſtfahrpreis NM. 240,—. 

Von Venedig am 2. Juli über Corfu, Phaleron (Athen), Konſtantinopel, Malta, 

Sunis, Palermo, Neapel, am 19. Juli an Genua. — Mindeſtfahrpreis RM. 280,.—. 

Don Genua am 22. Juli über Barcelona, Palma de Mallorca, Ceuta, Tetuán, 

Málaga, (Granada), Cadiz, (Sevilla), Liſſabon, am 6. Auguft in Hamburg. — 

Mindeſtfahrpreis RM. 240,.—. 

Die Deutſche Beamten⸗ Buchhandlung, in Berlin SW 68, Neuenburger 
Straße 8, legt der heutigen Nummer ein ſehr umfangreiches Bücherangebot bei, das wir 
der beſonderen Beachtung unſerer Leſer empfehlen. Bücher ſind ja immer die ſchönſten 
. und ſicher werden auch zahlreiche unſerer Leſer mit beſonderer 
Freude von dem Angebot der Deutſchen Beamten-Buchhandlung Gebrauch machen. 

Das Weihnachtsfeſt naht. Wir kommen wieder in die Zeit der langen Herbft- 
und Winterabende. Gibt es da etwas Schöneres, als abends im Krelſe feiner An- 
gehörigen guter Muſik zu lauſchen? Nicht immer, man könnte faſt ſagen ſehr häufig, 

ind die Programme, welche die Rundfuntgefellihaften Ihnen übermitteln, mit Ihren 
jeweiligen Wünſchen in Einklang zu bringen. Mancher trockene Vortrag intereſſiert 
Sie nicht, und Sie haben das Bedürfnis, Geſang, klaſſiſche, Unterhaltungs- und Tanz- 
muſik zu hören, und dieſes zu einer Zeit, die Ihnen paſſend ift. Sie Sprechmafchinen- 
fabrik „Edelton“, Berlin N 65, Lynarſtraße 5/6, hat an der 5 rer feit vielen 
Jahren bewährten, Edelton! Sprechmaſchine raſtlos weitergearbeitet und ein Fabrikat ge- 


ſchaffen das an Güte und Klangſchoͤnheit von teuerſten Apparaten nicht übertroffen wird. 


73000: 


ist der 


beste Spredhapparat 


Anfertigung in 
eigener 

5 Etag.- 
Fabrik 


etreue 
Wiedergabe 


Echt Eiche geb., Größe 45 cm breit, 45 cm tief, 36 cm hoch. 


se 2 Mark 
Woche zahlung 


Preis 78 M., ab Fabrik ohne Zwischenhandel, daher er- 
heblich billiger als selbst bei sofortiger Kasse im Laden 


ohne Anzahlung 


Also — erst prüfen, dann zahlen 
Im Gefühl meiner hohen Leistungsfähigkeit 
Rücksendungsrecht innerhalb 8 Tagen 
Jetzt in 5 Tagen lieferbar 


Feinste Qualitätsarbeit. Bestes Doppelfederschneckenwerk. Tonwiedergabein 
höchster Vollendung, die auch durch teuerste Apparate nicht übertroffen wird 


Schallplatten er- Wake, ohne Anzahlung 
Leo Heinrich, Sprechmaschinen-Fabrik 


ED ELTON 


Berlin N 65, Lynarstraße5/6. Hansa 7609 und 7610. 
Prospekt 119 gratis und franko 


Es gibt kein schöneres Welhnadıisgesdienk als 
unsere ersiklass. „Edelton“-Spredimaschine. 
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deu 


EN 
1930 
FAHRPREIS VON 


RM24OAN 


REISE I 22. MARZ- 8 APRIL 
REISE I 13. APRIL- WAPRIL 
REISE T 4 MAI - 26.MAl 
REISE.V 4. JUNI - 18 JUNI 
REISE V 2. JULI - I. JULI 
REISE M 22 JULI - 6. AUGUST 


KOSTENLOSE 
AUSKUNFT UND DRUCKSACHEN DURCH DIE 


HAMBURG - SUDAMERIKANISCHE 
DAMPFSCHIFFFAHRTS - GESELLSCHAFT 


HAMBURG 8 - HOLZBRUICKE 8 


Wir vermieten 


1-27. Zimmer- 
wohnungen 


in: 
Berlin-Reinickendorf 
Pankower Allee 


Auskunft: 
Vermietungsbüro der Deutschen 
Gesellschaft zur Förderung des 
Wohnungsbaues, Gemeinnützige 
Aktien-Ges, Berlin-Schöneberg, 
Innsbrucker Straße 31 


Fernruf: G1 Stephan 6512-6517 


Der Heimatdienſt 


Weltpolitische Bücherei 


Ein umfangreicher Prospekt 


2 


KURVEN 


9 


über diese Bücherei der Köpfe 
F 


ist soeben erschienen. 


Interessenten für dieses bedeutsame Verlagswerk erhalten 
ihn auf Anfordern kostenlos. 


ka Ü l | or 
MONATSSCHRIET“” 
-IN BILDERN FÜR POLITIK. WIRTSCHAFT U, KULTUR 


a [3 
1122 Sis Briefmarken 
vieler Länder, mit Samoa, Deutsch-Sud- 
westafrika, Togo und Preußen, Thurn 
und Taxis, Sachsen, für nur 2,85 RM. 
und Nachnahme. Alben-Preisliste gratis. 
Greve 35, Auerbach- Hessen. 


eit Jahren entstehen in unserem Zeichen-Atelier 

täglich Zahlenbilder, durch die versucht wird, die JOH. NIC. 

toten Zahlenfriedhöfe der Statistiken lebendig und für COMER 
das praktische Leben nutzbar zu machen. 


Diesen mannigfachen Wünschen wollen wir nunmehr Rech- Kugelkäse @ 
nung tragen, indem wir ab i. Januar1930 eine kleine Zeitschrift ERA fd. 4% 
in Kartothekform herausgeben, dle das Material, soweit es 200 Harzkäs ... 4,80 8 8 
uber denrag hinaus Bedeutung hat, in handlicher Form bringt. LA 
Sie bringt monatlich etwa 30 Karten auf ausgezeichnetem 

Fabrik von Berlepsch’scher 


schweren Kunstdruckkarton in einfarbiger Ausführung. NISTHÖHLEN 


Für jede Bildkarte wird ein Blatt mit erläuterndem Text HERM. SCHEID, BÜREN 
dazugegeben. Bildkarte und Textblatt sind perforiert EN ER 
und haben die Größe der Weltpostkarte 10,5 zu 14,8 cm er a VAE a 
mit einem 1 cm hohen Rand zur Aufnahme der Einteilung. | zige Firma, die nur streng 


nach Vor 


Der Preis der Zeitschrift beträgt Jährlich RM. 20,—. Er k p schriftund 


unt, direk- 


` PREISLISTE 
GRATIS 


g 
S 


kann in 2 Raten entrichtet werden. Bestellungen nur ter Kon- 
direkt. Zusendung durch Kreuzband. Einzelhefte kosten 1 4 2 — des 
RM. 3,—; einzelne Karten werden nicht abgegeben. ES a 
Me ustr. 

f. Preisliste 

Deutscher Lichtbildienst d. m. b. k. Ra i 

Borlin W35, Potsdamer Str. 41 — 


Auf keinem Weihnachtstisch sollten die weltbekannten 


Dresdener Christstollen 
fehlen. In unũbertroffener Güte mit Mandeln oder 
Rosinen zum Preise von 10.— M. pro Stück 

irei Porto und Verpackung. 


Feinbäckerel und Konditorei Alfred Kühn 


DRESDEN, Schäferstraße 89, 


DAS Beinnagıs-Büdherpalet 


Rudolf Herzog, Wilde Jugend. Thomas Mann, Buddenbrooks. Guftav Frenſſen, Jörn Upi 
n Lebensroman. Soeben er- RE Derfall einer Familie. | Roman, 
man. 


ſchienen ! 
Paul Keller, Das königl. Semi- H.“ V. Schumacher, Liebe und „Hans Heinz Ewers, Her Geifter- 


o ber. Aus den Papieren des 
0000000000000000000000000000000000000.000000000000 5 kadtgeiigten — Gruͤnlein. der Lady Hamilton. Grafen O. 


Weine direkt ab Produktion! 


= 


„Jſolde Kurz, Italleniſche Er- H. V. Schumacher, Lord Nelfons | *Dito Ernſt, Friede und Freube 
zahlungen. 5 letzte Liebe. Noman. Humoriſt. Plauderelen. Bear 


„Alfred Guggenberger, Horfgenoſſen. 6 Erz “Werner Janſen, irduſius Königsbuch. Mit 
lungen. Suse BETON ER 6 Zeichn. von Fe. gisbbe. on $ 


ww amtlich in Ganzleinen gebunden, liefern wir 

Vorſtehende ir RM. 30,— und gewähren außerdem = 
Zahlungserleichterung durch Monatsraten % 

von RM, 
Das Bücherpatet ift mit beſonderer Sorgfalt ausgewählt, um jebem Geſchmac Nechnung zu tragen 
und um une Bande als Weipnahtsgefhent verwenden zu können. Sämtliche Bände werden ſofort 
eliefert. ie mit einem * verſehenen Bände find von uns beſonders preiswert erworbene, voll- 
Händio neue Reſtbeſtände, von denen z. T. nur ganz geringe Beſtände vorhanden ſind. Es empflehlt 

ſich daher, Beftellungen bald aufzugeben 


Guſtab Weber & Go., Zuchhandlung, Berlin $ 14/35, Sebaltianitt. 7 


Ich beftelle hiermit bei der Bu olg. Guftav Weber & Co., Berlin 8 14/35, 
Beſtellſchein: See 7, das Weihnacht dach ee 11 Bände, fur RM. 30,—. Per 
ganze Betrag — bie erfte Rate RM, 5 — ift poftſicherheltshalber nachzunehmen. Eigentumsrecht 
vorbehalten. Erfüllungsort: Berlin, 


und Ab :::: E E Name und Stand: 


Weingut Trimborm 


Post 
Niederhammerstein „(nn 


icht vertreten, übertrage ich noch 
en waren den Verkauf meiner Marken 
und erbitte Anfrage 


a 


Der H 


Moselwein... 


dannnurvonder Quel 
Weinkellerei Schmitg 


liefern wir selt 1884 direkt ab unser. Fabrik 


Oberbetten 


Unterbetten, Plümeaux 
und Kissen, Beitfedern 
und Daunen 
streng diskret, gegen 9 Monate Ziel, ohne 
Anzahlung und monatliche Ratenzahlung. 
Erste Rate 1 Monat nach Lieferung 
Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge 
troffener Wahl besonders angefertigt. 
Minderwertige Ware 
führen wir nicht. 
Lt. amtl. notarieller Bestätigung: 
1. Über 400000 Kunden in mehr als 
0000 Orten. 
2. Über 100000 Kunden haben zum 
2. Mal und öfter nachbestellt. 
3. Viele Kunden schreiben, daß 
soleh gute Betten am eigenen 
Platze zu gleichen Preisen nicht 
zu kaufen sind. 


Gebr. Passmann A.-G. 
Kölln 149, Trierer Straße 13. 


Größtes Spezialgeschäft Deutschlands. 


Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, 
auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 


Teilzahlung! 


Werbewochen für 
WEIHNACHTEN! 


28 er Schwarze Katz M. 1, 
27 er Clüsserather Brud. 
schaft M. 1,50, 27 er Zelt; 
ger Himmelreich M. 1, 


0,85, Rotwein M. 1,15 p. 


rantie für Reinheit, 10-P‘ 
Eimer Mark 11,50, 5 P. 
Mark 6,75 franko. 


Abstehende Ohren 
verleihen dem Gesicht 
. einen unedlen, oft 
stupiden Ausdruck. 
Sie sind oft die Ur- 
sache zu Spötteleien. 
Wenden Sie „Recto- 
dor“ an u, abstehende 
Ohren werden so- 
fort durch „Reetodor“ 
anliegend, ohne daß 
das Hilfsmittel sichtbar ist. Nach einiger Zeit 
nimmt die Ohrmuschel die verbesserte Form 
dauernd an. Keine Injektion, sond. schmerzlose 


Aumühle 85 (Bez.Hambu 


(neu) umständehlb. f. 75 
abzugeben, 
Evtl. z. Ansicht. Backe 


2 
undeliko 
Nach Gebrauch fa . mei 


Vor Gebrauch 


“ußerliche Anwendung. Garantie für Unschäd- 22 2 2 
lichkeit. Preis Mk. 5,75. Vers. geg. Nachn. durch as el O am E ss 
x 2 2 2 aE 
Schröder-Schenke, Berlin W 163, Potsdamer Str. 26 b len. Manschet- | Em 2 „& 5 
ten u. Klappen OEE. SS E 5 
ar. echte um um RE! sow. sämtliche 835 2 a 
1133 BER omiäu s Ersatzteile, für = = 8 8.8 80 
BRIEPMARKEN auch ohne Notenkenntnis mit Spiel- alle Pumpen =: 239,08 A 1 
6 apparat sofort spielbar. Reiche Auswahl! 2 za 2 ab Fabrikan Prirate 
6] wob. Samoa, Togo, N passend, sofort S 238 28 f Teil, a 
&) Karolinen u. viel, 23 Gelegenheitskäufe! Bequeme Zahlweise. lieferbar. . MA aut Teilzahlung 
SE 5 1. u. M. 2.65 | B 2; Prospekt H kostenlos. Illustrierte Preisliste gratis. (5-76 5 8 8 í 15 zu ns 
u, Port, achn, Preisl. ı 2 A. Schepmann, Pumpen- > DB Herrmann.SohnG 
gratis, RUD. ROHR, | | H || Piano und Harmoniumhaus fbr, Berlin N 300, Chans. M 5 E7 eh 


Berlin N Is, Friedrichstr. 13 1d 


Lützowstraße 68, hpt., nahe Lützowplatz. 


Billiges, einmaliges Sonderangebot nur für die 
Leser des „Der Heimatdienst“. 


INHALT: 

Band I, Säugetiere: Affen der Alten und Neuen Welt. 
Halbaffen, Riesen der Landtierwelt. Säugetierriesen des 
Meeres. 

Band II, Säugetiere: Katzenartige Raubtiere. Hunde- 
artige Raubtiere. Haushunde. Hyänen. Marder. Bären. 

Band III, Säugetiere: Flossenfüßler. Pferde. Wieder- 
käuer. Schweine. Nager. Insektenfresser. Flattertiere. 
Beuteltiere. 

Band IV, Vögel: Leben der Gesamtheit. Singvögel. 
Spechte. Kuckucksvögel. Sitzfüßler. Schwirrvögel. Tauben. 
Papageien. x 

Band V, Vögel: Raubvögel. Hühnervögel. Strauße. Stelz- 
vögel. Zahnschnäbler. Möven. Sturmvögel. Ruderfüßler. 
Taucher. 

Band VI, Kriechtiere, Lurche, Fische: Kriechtiere. 
Schildkröten. Eidechsen. Schlangen. Lurche. Frösche. 
Molche. — Fische: Beschreibung der wichtigsten Arten. 

VVVVVVVVVVTTTTTTTTTTFTVTVTVTT—T—TVVVV—V—V—VVTVVV—V———— 


Sämtliche 6 Bände liefern wir 


siatt RM. 36.— für nur RM. 20.— 


RM 3.— 


und gewähren außerdem Teilzahlung gegen Monatsraten 
von nur 
——r5rðri r ————ꝛů—ß5—ð‚⁵oQů —-———-—-— — —- 
Bestellschein: Ich bestelle bei der Buchhandlung Gustay Weber & Co., 
Berlin 8 14, Sebastianstraße 7, als Leser des „Der Heimatdienst“ 
BREHMS TIERLEBEN 
6 Bände Ganzleinen, statt RM. 36.— für nur RM. 20.—. Der ganze 
Betrag — die erste Rate RM. 3.— — ist nachzunehmen — folgt am 
1. nach Lieferung. 
(Bei Barzahlung franko, bei Teilzahlung Berechnung des Portos.) 
Eigentumsrecht vorbehalten. — Erfüllungsort Berlin. 


Deran: 


Berncastel 60 (Mosel) 
Laufende Anerkennungen! 


28er Mesenicher M. 0,95, 


ferner: Tischwein M.0,75 u. 
Glas und Kiste leihweise, 
Bestellung. und Preislisten- 
einforderung sofort erbet., 


ehe Kälte den Vers. behin- 
dert.Zahlungab Januar 1930 


HONIG 


(Blüten-Schleuder) 


allerfeinste „Auslese“, Ga- 


Nach- 
nahme-Gebühr trage ich. 


Frau Pastor Kärner Wwe., 


Schönes Geschenk 


erstkl. Photo- Apparat 9x 12 
Wert 135 Mk, 
Sinzig /Rh. Schließfach. 


eimatdienſt 


7 
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Vereinigte 
Krankenversicherungs - Aktiengesellschalt 


(vorm. Gedevag, Kosmos und Selbsthilfe) 


Aktienkapital 5 Mill, RM, Reserven über 4 Mill. RM, 
Versichertenbestand über 400 000 


Krankenversicherung mit Gewinnbetelllgung! 


Vertragsgesellschaft vieler großer Verbände! 


Vollständig freie Arztwahl! / Kein Krankenschein und keine 

Krankmeldung! / Keine ärztliche Untersuchung bel der Auf- 

nahme! / Hohe Leistungen bel Arzt-, Arznei-, Operatlons- 

und Krankenhauskosten! 
Wochenhilfe! 


Hohes Sterbegeld! 


25. 
er- 
in- 
80, 


FI. 


Bei Unfall sofort Anspruch 
auf die Leistungen! 


Verlangen Sie kostenlos und ohne jede Verbind- 
lichkeit. Prospekt und Aufnahmeschein durch 


OTTO MACK, Berlin 0 17, Am Ostbahnhot 12 


d. 
fd. 


Feine Rhein - Weine billigst 


nur direkt von 


Er ich Müller, p Weinbau u. Weinkellerei 


Nierstein am Rhein 
(Alleininh. d. F. Weingut Geschw. Strub) 


Weib. u. Rotweine AA. 


pro Flasche 
en Sie 


yerlant 


rg) 


M. 


rt, 


Abessinierbrunnen 


seestraße 88 


Durch billigen Einkauf sind wir in der Lage, den Lesern 


Brehms Tierleben 


herausgegeben von Carl W. Neumann, besonders preiswert an- 
zubieten. Das Werk umfaßt sechs Bände, ist inGanzleinen 
gebunden, jeder Band ca, 700 Seiten stark, holzfreies Papier, mit ins- 
gesamt 150. Bildtafeln. 


E. A. Brehm, dessen 100. Geburtstag am 2. Februar in fast allen 
Tageszeitungen gewürdigt wurde, ist-der Begründer der Tierlebens- 
kunde. Die Barstellung der Lebensweise, a das gesell- 
schaftliche Leben der Tiere, ihre Gemütsart und Fähigkeiten, ihr 
Liebesleben, Familienleben, Kampf untereinander sind meisterhaft 
geschildert. WilhelmBölsch e, der bekannte Naturwissenschaftler, 
urteilt: „In handlichen Bänden gibt Reklam unter Neumanns geschickter 
Regie ausgewählte Teile des echten alten Tierlebentextes von Brehm 
heraus. Ich gestehe gern, wie überrascht ich vor dem unverminderten, 
über alle Jahre triumphierenden Glanz und, Schwung dieses „Ur- 
textes‘ stehe.“ 


Wir bitten zu unterscheiden, daß es sich hier nicht um eine sog. Gratis- 
ausgabe handelt, die dann gebunden wesentlich teurer ist. 

Das Angebot kann nur so lange aufrecht erhalten werden, wie Vorrat 
vorhanden. Lieferung zu obigen Bedingungen nur, wenn neben- 
stehender Bestellschein eingesandt wird. Sämtliche Bände 
werden sofort geliefert, nicht einzelne Bände naeh und nach. 


Gustav Weber & Co., Buchhandlung 
zen Berlin 8 14, Sehastianstraße 7 


air: twortlich le Hermine 85 40 be Weener Dr. Stra bt, Bari. Söt den le Tes b. u Schmiedice, Sw 48. — 11 
Inzeigenpreis: mm»! 8 tte, lagenpreiſe ſertious bedingungen laut į tung. — Alleinige Anzeigen · b 
panio Dr. Walter Setze fand A Berlin SW 48, Gen 237, Feten se ikea ee e a apin a PA Berlin SW 48. 3 


